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Mitgliedern der Sicherheitspolitischen 
Kommission des Nationalrats zur Bedro-
hungslage der Schweiz eine europäische 
Gefahrenkarte gezeigt. Sie stellte dar, von 
wo die grössten Sicherheitsrisiken ausge-
hen könnten, nämlich von Griechenland, 
Portugal, Spanien, Italien. Heute weiss 
man: In einer Hinsicht war die Karte tat-
sächlich falsch. Zypern fehlte.
Zu allen anderen Stichworten von Korps-
kommandant Blattmann aber kennen wir 
inzwischen die Tatsachen. Die EU kämpft 
gegen den Euro-Währungszerfall, gegen 
die schlimmste Wirtschaftskrise ihrer 
Geschichte mit hoher Arbeitslosigkeit, 
sozialen Unruhen und Gewaltdemons-
trationen. Wer kann, ent� ieht dem süd-trationen. Wer kann, ent� ieht dem süd-

Nationalrat Dr. Pirmin Schwander
Dr. oec. publ., Unternehmer
verheiratet, 2 Kinder, Wohnort Lachen SZ
Oberst im Generalstab.

Seit 2003 im Nationalrat für die Schwei-
zerische Volkspartei (SVP). Präsident der 
Finanzkommission des Nationalrates.
Seit 2004 Präsident der Aktion für eine 
unabhängige und neutrale Schweiz 
(AUNS).

Mitte März 2010 schürten das Schweizer 
Fernsehen und die sogenannten linkslibe-
ralen Printmedien einen Sturm der Entrüs-
tung gegen Armeechef André Blattmann. 
Grund: Der Drei-Sterne-General hatte den 
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des, welche die integrale und traditio-
nelle Neutralität respektiert und damit 
die Unabhängigkeit und Sicherheit des 
Landes gewährleistet.Landes gewährleistet.

•  Kampf für die direkte Demokratie der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft 
durch Stärkung der politischen Freiheits-
rechte des Volkes.

Wie dieser Kampf geführt wird, zeigt 
folgendes Beispiel. Am 19. März 2008 
sagte Finanzminister Hans-Rudolf Merz 
im Nationalrat: «Jenen, die das schwei-
zerische Bankgeheimnis angreifen, kann 
ich allerdings voraussagen: An diesem 
Bankgeheimnis werdet ihr euch die Zäh-
ne ausbeissen! Es steht nämlich nicht zur 
Disposition.» Blamabel dabei ist: Diejeni-
gen, welche das schweizerische Bankge-

Keine leeren Worte ...
Wir von der AUNS haben wiederholt ver-
sprochen, dem Gesamtbundesrat immer sprochen, dem Gesamtbundesrat immer 
den Rücken zu stärken, wenn es um die den Rücken zu stärken, wenn es um die 
schweizerische Interessenwahrung im 
Sinn und Geist des Verfassungsauftrags 
geht. Das sind keine leeren Worte. Denn 
so verlangen es die Zweckartikel unserer 
Statuten:

•  Überwachung der Aussenpolitik des 
Bundes sowie Orientierung der Mitglie-
der und des Volkes über die Probleme 
und die Problematik der schweizerischen 
Aussenpolitik.

•  Einsatz zur Wahrung der Unabhängig-
keit, der Neutralität und der Sicherheit 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

•  Kampf für eine Aussenpolitik des Bun-

«Wir machen nur, was gut ist für die Schweiz.»

Was ist gut für das Land?
Das Problem solcher Ankündigungen 
ist nur:
•  Wer entscheidet denn, was im Interesse 

der Schweiz liegt und was gut für das 
Land ist?

•  Können denn die Interessen der Schweiz 
ohne Analysen und ohne expliziten Ein-
bezug des Stimmvolkes vertreten wer-
den?

•  Hat der Bundesrat genügend Rückgrat, 
um die Interessen der Schweiz auch ge-
gen Widerstand von aussen zu vertreten?

Dank den rund 30‘000 Mitgliedern sowie Dank den rund 30‘000 Mitgliedern sowie 
10‘000 Sympathisanten der AUNS ver-10‘000 Sympathisanten der AUNS ver-
fügt die Schweiz erfreulicherweise über fügt die Schweiz erfreulicherweise über 
die grösste überparteiliche Bewegung, 
die seit 1986 für die Unabhängigkeit und 
Neutralität des Landes einsteht. Aus dem 
seinerzeitigen Aktionskomitee gegen den 
UNO-Beitritt und gegen die Einbindung 
in die Politik der Grossmächte, hinter des-
sen Anliegen 75 Prozent der Stimmenden 
standen, entwickelte sich die AUNS. 
Dass dann am 6. Dezember 1992 bei 78 
Prozent Stimmbeteiligung eine Mehrheit 
des Souveräns gegen den Beitritt zum Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) stimm-
te und sich für einen eigenständigen, nicht 
von Brüssel diktierten bilateralen Weg der 
Zusammenarbeit mit der EU entschied, ist 
nicht zuletzt dem entschlossenen Auftritt 
der AUNS zu verdanken.

europäischen Massenelend und wandert 
nordwärts – am liebsten natürlich in die 
Schweiz. Das belegen unsere Migrations-
zahlen. 

Kompetenz statt E� ekthascherei
Und wie kommentierten hiesige Mei-
nungsmacher Blattmanns damalige 
Analyse? Sie wiesen ihn zurecht, solche 
Aussagen seien «aussenpolitisch heikel in 
einer Zeit, da die Schweiz verschiedentlich 
unter Druck steht». 
Der Fall ist ein Lehrstück dafür, wie brand-
gefährlich es sein kann, in einer direkten 
Demokratie aussenpolitische Beurtei-
lungen unbedarften E� ekthaschern zu 
überlassen. Mehr noch: Dieser Fall zeigt, 
dass die Schweiz ein aussenpolitisches 
Kompetenzzentrum braucht, um sich im-
mer wieder auf die Grundlagen und Werte 
der Eidgenossenschaft für den Umgang 
mit anderen Völkern zu besinnen. Es geht 
gemäss Verfassung darum, «die Rechte 
des Volkes und die Unabhängigkeit und 
Sicherheit des Landes zu schützen und 
zu wahren.»
Sie erinnern sich noch an den Auftritt un-
seres Aussenministers Didier Burkhalter 
von 2012 bei uns, als er sagte (ich zitiere): 
«Wenn es nicht im Interesse der Schweiz 
ist, dann wird es auch nicht gemacht.» 
Sinngemäss Gleiches verkündete kürzlich 
Yves Rossier, Staatssekretär im Eidgenössi-
schen Departement für auswärtige Ange-
legenheiten (EDA), am Fernsehen 
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EU. Denn der Finanzplatz erwirtschaftet 
mehr als zehn Prozent des Bruttoinland-
produkts und bietet rund 210‘000 Be-
schäftigten Arbeit und Einkommen. Mit-
beteiligt ist selbstverständlich auch der 
Fiskus mit rund sechs Milliarden Franken 
Steuern pro Jahr.

•  Wenn angeblich zwischen der Schweiz 
und der EU plötzlich «perfekte Harmo-
nie» herrschen soll, wie die NZZ nach 
einem Tre� en des EDA-Staatssekretärs 
Yves Rossier mit David O‘Sullivan, dem 
Exekutivdirektor im Europäischen Aus-
wärtigen Dienst der EU, jüngst verkün-
dete, dann ist höchste Vorsicht geboten. 
Denn die hohen Ansprüche der direk-
ten Demokratie nach Schweizer Art sind 
trotz diplomatischer Verrenkungen und 
Kunstgri� e absolut unvereinbar mit der 
EU-Konzeption. 27 Mitgliedstaaten kön-
nen das Nichtmitglied Schweiz auch mit 
der verharmlosenden Regelung «insti-
tutioneller Fragen» nicht unter das Joch 
zwingen. Dagegen wird sich die AUNS im 
Landesinteresse gemäss Bundesverfas-
sung ganz entschieden wehren!

•  Gelegenheiten zu klaren Positionsbe-
zügen bieten sich schon bald. Ich den-
ke an die EU-Erweiterung mit Kroatien, 
welche auch unser bilaterales Konzept 
verändert. Dagegen hat die SVP bereits 
das Referendum angekündigt. Ich den-
ke an die SVP-Volksinitiative gegen die 
Masseneinwanderung und an die Eco-
pop-Initiative für einen faktisch totalen 
Zuwanderungsstopp. Und ich denke an 

die Schwächen unseres Bundesrates scho-
nungslos auf. 

Angesichts dieser Verhältnisse ist die AUNS 
mehr denn je legitimiert, als glaubwürdi-
ges und sachkundiges Kompetenzzent-
rum die aussenpolitische Willensbildung 
des Souveräns dauernd zu begleiten. Ein 
Blick auf den aktuellen Themenkatalog 
zeigt, dass dies bitter nötig ist und bleibt:
•  Die für die EU existenzgefährdende Euro-

Krise stellt auch die Schweiz eher früher 
als später vor die Frage: Wann und wo 
endet allenfalls der bilaterale Weg? 

•  Wir stehen heute vor der Tatsache, dass 
die Bevölkerung die katastrophalen Er-
fahrungen mit der Personenfreizügig-
keit sowie den Schengen- und Dublin-
Abkommen immer weniger zu ertragen 
bereit ist. Dies, weil die ganze Volkswirt-
schaft, die Sozialversicherungen sowie 
der Arbeits- und Wohnungsmarkt und 
die ö� entliche Sicherheit unter den «Ne-
benwirkungen» leiden.

•  Wir haben uns der Frage zu stellen, wie 
der künftige Finanzplatz Schweiz gestal-
tet sein soll: So, wie es den steuergeld-
gierigen Funktionären der EU gefällt, 
die den hemmungslosen Raubzug der 
Schuldenstaaten auf ihre Steuerzahler 
organisieren – oder so, dass Sparer dank 
schweizerischer Sorgfalt im Umgang mit 
Kundeninteressen auch künftig noch 
ruhig schlafen? Unsere Antwort lautet: 
Das Bankkundengeheimnis ist kein Spiel-
element im Verhandlungspoker mit der 

tische Informationsaustausch bereits in 
aller Munde.

Das ist nur eines von vielen Beispielen. Das ist nur eines von vielen Beispielen. 
Die Konzeptlosigkeit ist o� enkundig. Der 
Bundesrat zögert und zaudert. Und wenn 
die Parteipolitik und die Eigenpro� lierung 
der Bundesräte o� ensichtlich wichtiger 
sind als das Wohlergehen des Landes, 
dann kann das nicht gut gehen. Nicht die 
Wirtschaft ist in der Krise, die Politik, die ist 
in der Krise. Der Druck von aussen deckt 

heimnis angegri� en haben, brauchten 
nicht einmal Zähne.

Konzeptlosigkeit noch und noch
Und die Schweiz laviert und taumelt 
weiter. Denn bereits elf Monate später 
übergab die UBS auf Geheiss der eidge-
nössischen Finanzmarktaufsicht und mit 
Billigung des Bundesrates der US-Steu-
erbehörde 250 Kundendossiers. Und fast 
im Monatsrhythmus erreichen uns neue 
Hiobsbotschaften. Heute ist der automa-
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Nun, es sind aktuell etwa 45000 Einwan-
derer pro Jahr. Das entspricht der Bevöl-
kerung der Stadt Thun oder der Kantone 
Nidwalden oder Appenzell Aus serrhoden.

In der Abstimmungsbroschüre vom 25. 
September 2005 war zu lesen:
«Die Erfahrungen der Schweiz mit der Frei-
zügigkeit sind positiv. Die Zuwanderung 
hat in den letzten Jahren leicht abgenom-
men. Zudem hat sie sich verlagert: Es kom-
men mehr Zuwanderer aus EU-Staaten 
und weniger aus anderen Ländern und 
Kontinenten.» – Dafür kommen von ande-
ren Ländern mehr Asylbewerber ...

Und nochmals drei Jahre später schrieb 
der Bundesrat in der Abstimmungsbro-
schüre vom 8. Februar 2009: «Sechs Jahre 
Erfahrungen mit der Personenfreizügig-
keit zeigen: Die verschiedentlich geäu-
sserten Befürchtungen haben sich nicht 
bewahrheitet. So war die Angst vor zuneh-
mender Kriminalität unbegründet. Seit 
Einführung der Personenfreizügigkeit ist 
die Ausländerkriminalität leicht zurück-
gegangen. Auch eine Zunahme von So-
zialmissbrauch ist nicht festzustellen. (...) 
Die Personenfreizügigkeit trägt dazu bei, 
Arbeitsplätze in der Schweiz zu sichern. 
Ein o� ener Arbeitsmarkt verbessert die 
Chancen der einheimischen Firmen im in-
ternationalen Wettbewerb, die Schweizer 
Wirtschaft wächst, und es werden neue 
Arbeitsplätze gescha� en.»

Sicherheit unter den «Nebenwirkungen» 
leiden. Die Ventilklausel kommt erstens 
zu spät und ist zweitens ein untaugliches 
Mittel, um die Zuwanderung zu steuern. 
Die Absicht des Bundesrates ist klar: Das 
Stimmvolk soll beruhigt werden! Denn 
tief sitzt die Angst der EU-Turbos in Bern, 
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
könnten Nein sagen zur Erweiterung der 
Personenfreizügigkeit auf Kroatien, Nein 
zu neuen bilateralen Verträgen und Ja zur 
Ecopop-Initiative und Ja zur SVP-Massen-
einwanderungs-Initiative.
Wir dürfen nie vergessen, dass die EU-Bei-
trittsbefürworter die bilateralen Verhand-
lungen konzipiert und geführt haben. Ihr 
Ziel war und bleibt, die Schweiz über den 
bilateralen Weg in die EU zu bringen. Wir 
werden deshalb genau prüfen müssen, 
welche «Trojaner» auch mit den geplan-
ten «Energie- und Dienstleistungsabkom-
men» auf uns zukommen.

Irrtümer und Irreführungen noch 
und noch
In der Abstimmungsbroschüre vom 21. 
Mai 2000 schrieb der Bundesrat: «Wie die 
Erfahrungen in der EU zeigen, sind die 
Ängste der Referendumskomitees, die Ein-
wanderung aus EU-Staaten in die Schweiz 
werde stark zunehmen, nicht begründet: 
In Wirklichkeit sind die Wanderungsbewe-
gungen innerhalb der EU gering. Unab-
hängige Studien kommen zum Schluss, 
dass negative Auswirkungen auf Arbeits-
markt und Löhne ausbleiben.» (Seite 11). 

die «Verhandlungen» über weitere Ko-
häsionszahlungen an die EU. Über die 
erste Milliarde wurde bekanntlich per 
Referendum der SVP und der AUNS ab-
gestimmt – 47 Prozent der Stimmenden 
sagten damals Nein zum «Eintrittspreis in 
den gemeinsamen Binnenmarkt».

EU-Mitgliedschaft durch 
Hintertür? 
Wir werden nicht darum herumkommen, 
das heutige Vertragsge� echt und die EU-
Forderungen nach institutioneller Weiter-
entwicklung sorgfältig zu analysieren. Zu 
dieser Analyse gehört auch die Forderung 
nach der Kündigung der Bilateralen I und 
II, um nicht durch die Hintertür zu einer 
faktischen EU-Mitgliedschaft ohne Mit-
sprache unter der Fuchtel der EU-Rechts-
sprechung gezwungen zu werden.
Das EWR-Nein ist Nostalgie. Die Bilateralen 
I und II gehen weiter als einst der EWR und 
sie kosten uns – das Volk – pro Jahr min-
destens 15 Milliarden Franken. Die einsti-
gen EWR-Befürworter sind bald am Ziel, 
wenn wir uns nicht in aller Ernsthaftigkeit 
der Kündigungsfrage annehmen. 

Wir stehen vor der Tatsache, dass die Be-
völkerung die katastrophalen Erfahrun-
gen mit der Personenfreizügigkeit sowie 
den Schengen- und Dublin-Abkommen 
immer weniger zu ertragen bereit ist. 
Dies, weil die ganze Volkswirtschaft, die 
Sozialversicherungen sowie der Arbeits- 
und Wohnungsmarkt und die ö� entliche 

Asylprobleme und steigende 
Kriminalität
Tatsache aber ist: Die Kriminalität nimmt 
laufend zu, und das Asylwesen läuft aus 
dem Ruder.

Das kann heute nicht mehr bestritten wer-
den. Bestritten wird aber immer noch, dass 
das Stimmvolk vor der Abstimmung über 
die Personenfreizügigkeit und Schengen/
Dublin belogen und getäuscht wurde. Mit 
Schengen/Dublin wurde uns mehr Souve-
ränität, mehr Sicherheit, die Sicherung des 
Bankkundengeheimnisses und weniger 
Kosten im Asylbereich und vieles mehr 
garantiert, nicht «nur» zugesichert.

Der Bundesrat stellte in der «Botschaft zur 
Genehmigung der sektoriellen Abkom-
men zwischen der Schweiz und der EG» 
vom 23. Juni 1999 fest, «dass solche Ver-
handlungen für jene Bereiche nicht infra-
ge kommen, bei deren Regelung Souve-
ränitätsübertragungen an supranationale 
Instanzen unerlässlich sind (Zollunion, 
Währungsunion, Schengen, Aussenhan-
dels- und Sicherheitspolitik)».

Im Februar 2005 erklärte Bundesrat Joseph 
Deiss im St. Galler Tagblatt zur Frage ei-
nes Souveränitätsverlustes: «Wir treten 
gar nicht bei, wir assoziieren. Wir werden 
also nicht gezwungen, Änderungen des 
Schengener Systems zu übernehmen. Als 
Nichtmitglied werden wir zwar nicht ab-
stimmen dürfen. Aber die Erfahrung zeigt, 
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terhin die Aussenpolitik nicht den Funk-
tionären überlassen, weder den eigenen 
schweizerischen noch gar ausländischen 
und deren Dienstherren. 
Die AUNS wird nicht tatenlos zusehen, Die AUNS wird nicht tatenlos zusehen, 
wie die Schweiz per Rahmenabkommen 
in ein supranationales Korsett gezwängt 
wird, ohne dass Volk und Stände dazu 
das letzte Wort haben! Die Vorstellung, 
man könnte die Schweiz gewissermassen 
an der Stimmbürgerschaft vorbei in die 
EU schmuggeln, weil der Souverän ei-
ner Vollmitgliedschaft nie und nimmer 
zustimmen würde, ist ebenso verwegen 
wie hanebüchen: Das werden wir mit Ihrer 
Unterstützung zu verhindern wissen!

ren, können wir den Boden für den EU-
Beitritt bereiten.»

AUNS stellt sich den 
Herausforderungen
Das künftige Verhältnis der Schweiz zur 
angeschlagenen EU kommt bis zu den 
nächsten Nationalratswahlen von 2015 
also mehrfach auf den Prüfstand. Die 
AUNS ist bereit und organisatorisch auch 
gerüstet, sich diesen Herausforderungen 
zu stellen. Die AUNS wird ihre Verantwor-
tung als aussenpolitisches Kompetenz-
zentrum des Souveräns ernst nehmen. Sie 
wird Tag für Tag aufmerksam beobachten, 
wie in Bern und Brüssel die Karten ge-
mischt werden. Die AUNS wird auch wei-

heimnis in Steuersachen gegenüber dem 
Ausland gelockert beziehungsweise zur 
Disposition gestellt und damit de facto 
aufgehoben – ohne Beschluss des Parla-
mentes, ohne Zustimmung des Volkes.

Ebenfalls am 11. April 2005 sagte Frau 
Bundesrätin Micheline Calmy-Rey: «Die 
gesamten Mehrkosten von Schengen/
Dublin dürften sich in den nächsten drei 
Jahren auf durchschnittlich rund sieben 
Millionen Franken pro Jahr belaufen. Um-
gekehrt werden dank Dublin Ausgaben 
im Asylbereich vermieden. Insgesamt sind 
die Bilateralen II für den Bund budgetneu-
tral.» Heute wissen wir: Schengen kostet 
fünfmal mehr. Und seit 2005 haben sich 
die Asylgesuche verdreifacht.

Im Vergleich dazu war der damalige SP-Im Vergleich dazu war der damalige SP-
Parteipräsident Hans-Jürg Fehr am 10. Parteipräsident Hans-Jürg Fehr am 10. 
Februar 2005 in der WOZ wenigstens ehr-
lich, als er sagte: «Für uns passt Schengen 
in unsere Strategie mit dem Ziel eines 
EU-Beitrittes. (...) Schengen ist qualitativ 
anders gelagert als alle anderen bilate-
ralen Abkommen. Schengen betri� t ei-
nen Kernbereich der staatlichen Tätigkeit, 
und deswegen hat es auch eine andere 
Qualität bezüglich Ö� nung.» Und bereits 
Bundesrätin Micheline Calmy-Rey hatte 
am 14. April 2003 an ihrer Pressekonfe-
renz «Hundert Tage im Amt» verkündet: 
«Indem wir die bilateralen Beziehungen 
zur Europäischen Union und allen jetzigen 
und künftigen Mitgliedstaaten intensivie-

dass die Entscheide in gegenseitigem 
Einvernehmen gefällt werden. Und falls 
etwas zu weit ginge, könnten wir immer 
noch aus der Kooperation aussteigen.»

Haben wir etwa gar die massiv höhere 
Kriminalität «in gegenseitigem Einverneh-
men» beschlossen?

Trauerspiel um das 
Bankgeheimnis
Am 11. April 2005 sagte Frau Bundesrä-
tin Micheline Calmy-Rey in Sarnen: «Falls 
durch die Weiterentwicklung des Schen-
gen-Rechts einmal eine Verp� ichtung 
zur Rechtshilfe bei Hinterziehung von 
direkten Steuern entstehen sollte, ist die 
Schweiz davon nicht betro� en. Für diesen 
Fall haben wir eine unbefristete Ausnah-
me, eine sogenannte Opt-out-Klausel, 
ausgehandelt. Damit ist das Bankgeheim-
nis bei direkten Steuern durch Schengen 
auf Dauer vertraglich gesichert.»

Auch Bundesrat Deiss verkündete in der 
NZZ vom 1. Dezember 2004: «Das Bank-
geheimnis ist im Schengen-Abkommen 
vertraglich abgesichert, und zwar zeitlich 
unbefristet.» Und in der Weltwoche vom 
16. Mai 2005 doppelte Bundesrat Deiss 
nach: «(...) dass wir im Kern das Bankge-
heimnis völkerrechtlich verankert haben. 
Das ist ja das Fantastische.» Fantastisch? 
Völkerrechtlich verankert? Wir haben ge-
sehen: Mit Beschluss vom 13. März 2009 
hat der Bundesrat das Bankkundenge-
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Und jetzt kommt das Entscheidende. 
Auch wenn wir zwischen Freiheit und 
Wohlstand zu wählen haben, müssen wir 
der Freiheit den Vorrang geben. Denn 
Wohlstand für alle entsteht nur in einer 
freiheitlichen Gesellschaft. 

Hier wittern die EU-Beitrittsbefürworter 
die grosse Chance. Sie spekulieren darauf, 
dass niemand gerne auf etwas Wohlstand 
verzichten möchte. Denn im Unterschied 
zu unseren Vorfahren führen wir einen an-
deren und ungleich schwierigeren Kampf: 
Wir wollen gleichzeitig Freiheit und Wohl-
stand verteidigen – und laufen das Risiko, 
beides zu verlieren.

Wir von der AUNS sind und bleiben über-
zeugte Verfechter des beispiellos erfolg-
reichen Sonderfalls Schweiz. In diesem 
Geist stellen wir uns der Willensbildung 
durch dauernde politische Auseinander-
setzung zwischen der Stimmbürgerschaft 
und den Vollzugsbehörden. Auf unsere 
Entschlossenheit zur Mitgestaltung der 
Aussenpolitik dürfen sich Bundesrat und 
Bundesversammlung weiterhin verlassen!

Wir müssen alles daran setzen, dass die Bila-
teralen I und II gekündigt und durch ein neu-
es Freihandelsabkommen ersetzt werden. 
Nur so können wir die Eigenständigkeit, die 
Selbstbestimmung, die Wettbewerbsfähig-
keit, den Föderalismus und die Neutralität 
weiterhin garantieren.

Gegen Führungs- und Prinzipien-
losigkeit
Um diese Kehrtwende zu erreichen, müs-
sen wir über die Bücher. Denn die Schweiz 
leidet nicht nur an Führungslosigkeit, son-
dern auch an Prinzipienlosigkeit. 

Wenn wir zwischen Freiheit und Sicherheit 
zu entscheiden haben, dann müssen wir 
die Freiheit wählen. Wenn wir zwischen 
Freiheit und Demokratie zu entscheiden 
haben, dann müssen wir die Freiheit 
wählen. Wenn wir zwischen Freiheit und 
Rechtsstaat zu entscheiden haben, dann 
müssen wir die Freiheit wählen. Denn 
Demokratie und Rechtsstaat können nur 
unter freien Menschen entstehen.
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Prof. Dr. iur. Karl Albrecht 
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und Abstimmungen und durch besonde-
re Organe der Gesetzgebung, der vollzie-
henden Gewalt und der Rechtsprechung 
ausgeübt». Die Staatsgewalt und deren 
Ausübung ist somit Sache des Volkes. Das 
Volk sind die Bürger, in der Schweiz die 
Völkerschaften der Kantone, die Eidgenos-
sen. Die Staatsgewalt ist die Souveränität, 
die höchste Gewalt, die suprema potestas. 
Es gibt keine höhere Gewalt als die des 
Staates; denn der Staat muss sich um des 
Friedens willen gegen jede sonstige Ge-
walt im Staat durchsetzen können. Der 
Frieden im Staat ist nichts anderes als die 
Rechtlichkeit des gemeinsamen Lebens. 
Rechtlichkeit ist nicht schon die Gesetz-
lichkeit, sondern erst die, die dem Recht 
genügt. Das Recht ist die bestmögliche 
Verwirklichung der Gerechtigkeit.

II Der Bürger als Souverän
Nicht der materielle Begri�  der Souverä-
nität, eben die Staatsgewalt, ist streitig, 
sondern der Souverän. 

Die Fürstensouveränität, deren wichtigste 
Lehrer Jean Bodin und Thomas Hobbes 
waren, wurde in Deutschland vor allem 
von Georg Friedrich Wilhelm Hegel zur 
Souveränität des Machtstaates, personi� -
ziert im Monarchen, entwickelt und später 
von Carl Schmitt zur souveränen Diktatur 
in Repräsentation des Volkes als politi-
scher Einheit pervertiert. Auch Hermann 
Heller hat die Souveränität des Staates als 
Entscheidungs- und Wirkungseinheit we-

Souveränität 
der Bürger
I Staat,  Staatszweck, Staatsgewalt
Einen Staat de� niert Immanuel Kant als 
die «Vereinigung einer Menge von Men-
schen unter Rechtsgesetzen». Ein Staat 
vereinigt die Menschen auf einem Gebiet. 
Die Menschen sind entweder Mitglieder 
des Staates, also Staatsangehörige, des-
sen Bürger, oder nicht, aber dennoch der 
Staatsgewalt unterworfen. Um der allge-
meinen Freiheit willen sollten alle dauer-
haften Bewohner eines Gebietes Staats-
angehörige sein. 

Mittels des Staates verwirklicht ein Volk 
sein gemeines Wohl, nämlich das gute Le-
ben aller in allgemeiner, also gleicher Frei-
heit. Seinen Zweck verwirklicht der Staat 
mittels der Staatsgewalt. Die Staatsgewalt 
besteht in den Befugnissen und Möglich-
keiten des Staates, das Gemeinwesen im 
Innern und nach aussen zu befrieden, 
vor allem die Sicherheit der Menschen zu 
gewährleisten, aber darüber hinaus allen 
Menschen, die im Staat als dessen Bürger 
oder in sonstiger Weise berechtigt leben, 
ein gutes Leben zu scha� en. Der moderne 
Staat ist wesentlich ein Wohlfahrtsstaat. 
Aber zum guten Leben gehört die Freiheit 
und zur Freiheit das Eigentum, das recht-
lich geschützte Eigene. 
«Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus», 
heisst es im Grundgesetz der Deutschen. 
Aber «sie wird auch vom Volke in Wahlen 

Souveränität, Binnenmarkt 
und einheitliche Währung
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Der Leitsatz freiheitlicher Souveränität ist: 
Souverän ist, wer frei ist. 

Freiheitliche Souveränität in einer Repu-
blik oder Eidgenossenschaft ist Bürger-
souveränität, die sich in den Formen der 
Demokratie und des Rechtstaates ent-
faltet. Allein eine solche Dogmatik wird 
dem Ideal der liberté, égalité und fraterni-
té gerecht, das nicht nur die französische 
Verfassung bestimmt, sondern auch die 
deutsche, das Grundgesetz. Das ist, aus-
weislich Art. 1 der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte, das Weltrechtsprin-
zip. Nämlich: «Alle Menschen sind frei und 
gleich an Würde und Rechten geboren. Sie 
sind mit Vernunft und Gewissen begabt 
und sollen einander im Geiste der Brüder-
lichkeit begegnen».

III Freiheit als Bürgerlichkeit
1. Freiheit in der Republik
Die Freiheit ist die Würde des Menschen. Die Freiheit ist die Würde des Menschen. 
Die rechtliche Lehre von der meist miss-
verstandenen Freiheit ist im modernen 
Staat folgenreicher als die Dogmatik jedes 
anderen Begri� s. Ich habe die Freiheits-
lehre der Republik, die bürgerliche Frei-
heitslehre in «Freiheit in der Republik», 
2007, Immanuel Kant folgend, rekonstru-
iert. Der Freiheitsbegri�  ist systembestim-
mend und muss demgemäss systemisch 
de� niert werden. Vor allem muss er dem 
Wortlaut der politischen Texte gemäss ge-
lesen, aber auch so verstanden werden, 

sentlich als Macht konzipiert. Alle Lehren 
der Staatssouveränität stellen den Staat 
über das Recht. 

Die Volkssouveränität wird heute in 
Deutschland meist als blosse Legitima-
tion der Staatsgewalt durch das Volk als 
politischer Einheit dogmatisiert, die von 
den Organen des Staates quasi als Organ-
souveränität ausgeübt wird. Martin Kriele 
beschränkt die Souveränität des Volkes 
auf den pouvoir constituant. Hugo Krab-
be hat die Souveränität des Rechts ge-
lehrt, Hans Kelsen wollte mit einer reinen 
Rechtslehre und der Identi� kation von 
Staat, Souveränität und Rechtsordnung 
das Souveränitätsprinzip überwinden. Im 
Interesse postnationaler Ordnung wird 
das Souveränitätsprinzip weiter interna-
tionalistisch relativiert, etwa von Juliane 
Kokott, Generalanwältin beim Europäi-
schen Gerichtshof. 

In der Republik als dem Gemeinwesen der 
allgemeinen Freiheit ist allein eine auf die 
Freiheitslehre Jean-Jacques Rousseaus 
und Immanuel Kants gegründete Souve-
ränitätslehre systemgerecht. Ich habe eine 
solche für Deutschland in «Die Souveräni-
tät Deutschlands. Souverän ist, wer frei ist», 
2012, entwickelt. In diesem Buch ist auch 
die Begri� sgeschichte der Souveränität 
dargelegt. Das Bundesverfassungsgericht 
sieht in der Souveränität das Selbstbestim-
mungsrecht des Volkes, ohne das bislang 
näher ausgeführt zu haben. 

in der Rechtsdogmatik behaupten, wenn 
die Rechtsordnung ihrem Leitprinzip ge-
nügen will, nämlich der Unantastbarkeit nügen will, nämlich der Unantastbarkeit 
der Würde des Menschen. Diese zu ach-
ten und zu schützen ist Verp� ichtung aller 
staatlichen Gewalt, erklärt beispielsweise 
das deutsche Grundgesetz in Art. 1. Gera-
de darum bekennt sich das deutsche Volk 
zu unverletzlichen und unveräusserlichen 
Menschenrechten als Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinschaft, des Friedens 
und der Gerechtigkeit in der Welt (Art. 1 
Abs. 1 und Abs. 2 GG). 

dass sein Begri�  nicht das eigentliche 
System vergewaltigt oder dessen innere System vergewaltigt oder dessen innere 
Einheit beschädigt. Einheit beschädigt. 

Die Verfassungsgesetze jedes Staates, 
auch das Deutschlands, das Grundgesetz, 
müssen einer Verfassung der Freiheit und 
damit einer Verfassung der Gleichheit und 
der Brüderlichkeit gerecht werden, wenn 
es der Verfassung des Menschen und da-
mit der Menschheit des Menschen ent-
sprechen soll. Diese Verfassung, die mit 
jedem Menschen geboren ist, muss sich 
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und der Rechtsprechung ausgeübt. Die Ge-
setzgebung ist an die verfassungsmässige 
Ordnung, die vollziehende Gewalt und die 
Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht 
gebunden. Gegen jeden, der es unternimmt, 
diese Ordnung zu beseitigen, haben alle 
Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn 
andere Abhilfe nicht möglich ist.»

Die Leitprinzipien der Grundrechte wie 
des Weltrechts, nämlich Freiheit, Gleich-
heit und Brüderlichkeit, � nden somit ihre 
Entsprechung in den Strukturprinzipien 
Demokratie, Rechtsstaat und Sozialstaat.  

Die eigentliche Freiheit wird in Deutsch-
land nicht gelebt, jedenfalls weniger als 
in der Schweiz. Um die Freiheit und damit 
um den richtigen Freiheitsbegri�  geht die 
Auseinandersetzung in der ganzen Welt. 

2. Äussere und innere Freiheit
Freiheit ist als äussere Freiheit «die Unab-
hängigkeit von eines anderen nötigen-
der Willkür» (Kant, Metaphysik der Sitten, 
Rechtslehre, (jeweils) Ed. Weischedel, Bd. 
7, S. 345) in Einheit mit der inneren Freiheit 
als der Sittlichkeit. Das Gesetz der Sittlich-
keit ist das Sittengesetz, der kategorische 
Imperativ, das menschheitliche Liebes-
prinzip, der Inbegri�  der Rechtlichkeit. 
Die deontische Formel des kategorischen 
Imperativs ist:
«Handle nur nach derjenigen Maxime, durch 
die du zugleich wollen kannst, dass sie ein 
allgemeines Gesetz werde.»

Eine Lehre von der Freiheit, welche mit Art. 
1 GG unvereinbar ist, ist somit genauso 
wenig tragfähig wie eine Grundrechts-
dogmatik, die den Menschenrechten 
widerspricht. Das aber ist der praktizier-
ten Freiheitsdogmatik vorzuwerfen, die 
Freiheit (liberalistisch) als das Recht miss-
versteht, nach Belieben zu handeln, als 
das Recht zur Willkür nämlich, ein Recht, 
das jede beliebige Politik zu rechtfertigen 
vermag, wenn man sie durchsetzen kann. 
So praktiziert das insbesondere das deut-
sche Bundesverfassungsgericht seit dem 
sogenannten Elfes-Urteil BVerfGE 6, 32 (36 
� .). Freiheit ist nicht das Recht zur Willkür, 
sondern das Recht zur freien Willkür, das 
Recht also, Bürger unter Bürgern zu sein.

Das Grundgesetz etwa folgt der kantia-
nischen Rechtslehre nicht nur in seiner 
De� nition der Freiheit in Art. 2 Abs. 1 GG, 
sondern auch in seinen Strukturprinzipien 
des Art. 20 GG. Art. 2 Abs. 1 GG lautet:
«Jeder hat das Recht auf die freie Entfal-
tung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht 
die Rechte anderer verletzt und nicht gegen 
die verfassungsmässige Ordnung oder das 
Sittengesetz verstösst.»

Art. 20 GG lautet in seinen vier Absätzen:
«Die Bundesrepublik Deutschland ist ein 
demokratischer und sozialer Bundesstaat. 
Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie 
wird vom Volke in Wahlen und Abstim-
mungen und durch besondere Organe der 
Gesetzgebung,  der vollziehenden Gewalt 

wird freilich zunehmend verstärkt. Mit 
diesem Moralismus soll die Umwälzung 
der Länder in Regionen der New Brave 
World (global governance; Weltstaat mit 
Weltregierung) durchgesetzt und zu die-
sem Zweck auch das deutsche Volk und 
letztlich auch die Eidgenossen zu einer 
volklosen Bevölkerung Deutschlands bzw. 
der Schweiz entwickelt und in einen Welt-
staat integriert werden. 

Freiheit ist somit das Recht zur praktischen 
Vernunft und berechtigt und verp� ich-
tet zu einem Leben und Handeln nach 
dem Rechtsprinzip. Freiheit ist im kantia-
nischen Sinne die Autonomie des Willens 
(Kant, Grundlegung zur Metaphysik der 
Sitten; Kritik der praktischen Vernunft). 

3. Freiheitlichkeit als Rechtlichkeit
Es gibt keinen Gegensatz von Freiheit 
und Gesetzlichkeit, freilich nur, wenn das 
Gesetz dem Recht entspricht. Menschen 
können nur frei miteinander leben, wenn 
alle die Gesetzlichkeit zur Maxime ihres 
Handelns machen; denn alles Handeln 
hat Wirkung auf alle. Handeln verletzt 
nur dann nicht andere in deren Freiheit, 
wenn diese mit dem Handeln einverstan-
den sind. 

Das gewährleistet nur der «vereinigte 
Wille des Volkes» (Kant, Metaphysik der 
Sitten, Bd. 7, S. 432), das allgemeine Ge-
setz, die Volonté générale. Um der Frei-
heit willen kann nur der Wille aller Gesetze 

Die Naturgesetzformel ist:
«Handle so, als ob die Maxime deiner Hand-
lung durch deinen Willen zum allgemeinen 
Naturgesetz werden sollte.»

Die Selbstzweckformel ist:
«Handle so, dass du die Menschheit, sowohl 
in deiner Person, als in der Person eines je-
den anderen, jederzeit zugleich als Zweck, 
niemals bloss als Mittel brauchest.» 
(Kant, Grundlegung zur Metaphysik der 
Sitten, Bd. 6, S. 51, 61)

Innere Freiheit, also die Sittlichkeit oder 
eben die praktische Vernunft, kann nie-
mand erzwingen. Sie setzt Moralität in 
Selbstzwang voraus, nicht etwa Moralis-
mus. Die um der Freiheit willen forma-
le Moralität ist einzig und allein auf die 
Wirklichkeit des Rechts ausgerichtet, 
während Moralismus materiale Prinzipi-
en, regelmäs sig besondere (meist illegi-
time) Interessen, verbindlich zu machen 
versucht. 

Die Durchsetzung des Moralismus ist Des-
potie, welche ihre schrecklichsten Erschei-
nungsformen im Terreur der Französischen 
Revolution, aber auch in anderen, ja allen 
Tyranneien (Diktaturen) gefunden hat. 
Wir be� nden uns in einer Zeit der sanften 
Despotie, die einerseits den Moralismus 
als Herrschaftsmittel benutzt, andererseits 
aber nur vergleichsweise milden Zwang, 
vor allem den der Political Correctness 
einzusetzen vermag. Das Zwangselement 
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strikte Rechtlichkeit der Anwendung der 
Gesetze und Verträge, also neben dem 
Vorbehalt der Gesetze und Verträge auch 
deren Vorrang. Jede Rechtsverletzung ist 
somit eine Verletzung des Bürgerwillens 
und damit, jedenfalls wenn diese die Iden-
tität der Rechtsordnung beeinträchtigt, 
der Souveränität der Bürger. 

Im Rechtsstaat geben die Gerichte Rechts-
schutz, wenn die Verwaltung das Recht 
verletzt. Auch die Gesetze können auf ihre 
Rechtlichkeit hin von Gerichten überprüft 
werden. So ist das in Deutschland einge-
richtet, dessen Gesetzgebung repräsenta-
tiv ist. Aber die Gesetzesrechtsprechung 
durch die Gerichte und Verfassungsge-
richte hat Schwächen, die in der gegen-
wärtigen Krise des Rechtsstaates beson-
ders augenfällig werden. Die Schweiz 
verlässt sich auf die Rechtlichkeit des Ge-
setzgebers und ist damit besser gefahren, 
weil die Gesetzgebung weitestgehend 
unmittelbar in der Hand des Volkes liegt. 

4. Mehrheitsregel versus Mehrheits-
prinzip
Nichts rechtfertigt die Herrschaft der 
Mehrheit über die Minderheit. Dem-
gemäss gibt es kein legitimierendes 
Mehrheitsprinzip, sondern nur eine or-
ganinterne Mehrheitsregel als Entschei-
dungsweise, wenn keine Einigkeit erzielt 
wird. Die Vertretung des ganzen Volkes 
in der Gesetzgebung muss so gestaltet 
sein, dass die Erkenntnis der Gesetze, die 

geben, weil der Wille frei ist. Wille ist ein 
transzendentalphilosophischer Begri�  
der Freiheitslehre. Die Freiheit ist nicht 
empirisch erweisbar, sondern folgt aus 
der Idee der Freiheit als einer Fähigkeit 
des Menschen als Homo noumenon, als 
Vernunftwesen also, durch sein Handeln 
Wirkung zu entfalten, das heisst Kausalität 
zu entfalten. Diese Philosophie hat Kant, 
die politische Philosophie Jean-Jacques 
Rousseaus vertiefend,  in der Kritik der 
reinen Vernunft entwickelt, die koper-
nikanische Wende in der Ethik, auf der 
die westlichen Demokratien trotz aller 
Abirrungen im Grundsatz beruhen. Em-
piristische Freiheitslehren, seien diese so-
ziologisch oder ökonomisch, orientieren 
sich an den Interessen der Menschen, die 
vielfältig und gegenläu� g sind. Diese sind 
nicht geeignet, das Recht zu begründen 
und zu materialisieren. Sie legitimieren 
immer nur die Herrschaft der Starken über 
die Schwachen, worauf auch immer die 
Stärke beruhe, meist auf Gewalt, gege-
benenfalls auf Bündnissen. Herrschaft ist 
aber der Freiheit zuwider.  

Zu dem allgemeinen (übereinstimmen-
den) Willen kann ein Gemeinwesen nur 
� nden, wenn alle Menschen dem Sitten-
gesetz gehorchen und nicht einer den an-
deren übervorteilen oder seiner Ideologie 
unterwerfen will. Das ist die freiheitliche 
Moral.
Das menschheitliche Gemeinwesen ist 
essenziell Rechtsstaat. Dazu gehört die 

dem Rechtsprinzip als dem Prinzip des all-
gemeinen Willens genügen, bestmöglich 
gelingt. Davon ist der Parteienstaat weit 
entfernt. Der Parteienstaat ist die Verfalls-
erscheinung der Republik. 

5. Selbstständigkeit des Bürgers
Das demokratische Prinzip gebietet, den 
allgemeinen Willen bestmöglich zur Ent-
faltung zu bringen. Nur wenn das gelingt, 
ist der Staat ein Rechtsstaat. Der Mensch 
kann seinen Willen nicht zur Geltung brin-
gen, wenn er nicht selbstständig ist, vor 
allem wirtschaftlich, aber auch geistig 
nicht selbstständig ist. Die Selbstständig-
keit aller Bürger, aber auch deren Bildung 
ist das Gebot des Sozialprinzips. Demge-
mäss bilden Demokratie, Rechtsstaat und 
Sozialstaat eine untrennbare Einheit der 
Republik. 

IV Freiheitliche Souveränität der 
Bürger
1. Souveränität als Freiheit
Ohne den menschheitlichen Freiheitsbe-
gri�  kann man nicht zu dem Souveräni-
tätsbegri�  der Republik � nden. Souverä-
nität ist die bürgerliche Freiheit als äussere 
und innere Freiheit. Die Souveränität kann 
den Bürgern eines Staates nicht genom-
men werden; denn die Freiheit ist mit dem 
Menschen geboren. Sie ist die Würde des 
Menschen. 

2. Souveränität als Recht auf Recht
Die Souveränität ist ein Recht, das Recht Die Souveränität ist ein Recht, das Recht 
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denn die Bürger sind nur dem eigenen 
Gesetz unterworfen, dem Gesetz, das sie 
sich selbst gegeben haben, das aber als 
Gesetz allgemein sein, also das Gesetz al-Gesetz allgemein sein, also das Gesetz al-
ler Bürger sein muss, wie der Bürger aus 
Genf, Jean-Jacques Rousseau, gelehrt hat. 
Dieser Wille ist in der jeweiligen Lage des 
Gemeinwesens zu erkennen und zu be-
schliessen. Das bedarf des bestmöglichen 
Diskurses in der Ö� entlichkeit, insbeson-
dere aber in den Organen des Staates, 
zumal im Parlament. 

In der Schweiz ist das durch die direkte De-
mokratie jedem klar. Gesetze und Verträge 
müssen dem Recht genügen, weil Rechtlich-
keit mit der Freiheit die Verfassung der Men-
schen ist, die mit diesen geboren ist. 

4. Souveränität als Gesetzgeberschaft 
der Bürger
Souverän ist nicht, wer im Ausnahmezu-
stand entscheidet, was im Interesse der 

der Bürger auf Recht. Ein Recht ohne 
Macht, etwa die Macht, das Recht durch-
zusetzen, wird wirkungslos. Aber dadurch zusetzen, wird wirkungslos. Aber dadurch 
geht es nicht verloren. Die Art und Weise geht es nicht verloren. Die Art und Weise 
der Durchsetzung unterscheidet sich nach 
den Inhabern der Souveränität. Die Sou-
veränität der Bürger ist besonders fragil, 
weil die Bürger auf den Staat, ihren Staat, 
angewiesen sind, wenn sie ihr Recht ver-
wirklichen wollen. 

3. Souveränität als vereinigter Wille 
der Bürger
Freiheitliche Souveränität lässt keine Po-
litik zu, die nicht den Willen der Bürger-
schaft des jeweiligen Staates, des Staats-
volkes, verwirklicht. Dieser Wille kann nur 
in demokratischen Formen gebildet wer-
den. Er manifestiert sich innenpolitisch in 
Gesetzen und aussenpolitisch in Verträ-
gen. Nicht der Wille der Vertreter des Vol-
kes ist verbindlich, sondern der Wille der 
Bürgerschaft, der Bürger in ihrer Vielheit; 

veräns, der Bürgerschaft, sein und blei-
ben. Funktionell gehören Gesetzgebung, 
Verwaltung und Rechtssprechung, ma-
teriell neben der Sicherheit Wirtschaft, 
Währung und Soziales zur existenziellen 
Staatlichkeit eines Volkes. Die Elemente 
der existenziellen Staatlichkeit stehen seit 
Entstehen des modernen Staates unter 
dem Souveränitätsvorbehalt.

V Grenzen freiheitlicher 
Souveränität
Freiheitliche Souveränität hat Grenzen, 
nämlich die Grenzen des gemeinsamen 
Lebens in Frieden im Inneren und im Äus-
seren des Staates. Diese Grenzen zieht das 
Recht. Es wird näher durch Gesetze bzw. 
Verträge materialisiert.

Im Innern muss die als Staat organisierte 
Bürgerschaft die Rechte der Bürger und 
Menschen wahren, vor allem deren freie 
Rede und deren Eigentum, nicht minder 
aber das demokratische, das rechtsstaat-
liche und das soziale Prinzip. Jede Ver-
letzung des Verfassungsgesetzes in der 
Substanz, zumal die des demokratischen 
Prinzips, ist eine Verletzung der inneren 
Souveränität. 

Nach aussen gegenüber den anderen 
Völkern muss der Staat das Völkerrecht, 
das durch die Gleichheit der Staaten und 
deren Unabhängigkeit bestimmt ist, ein-
halten. Jede Verletzung des Völkerrechts 
in dessen allgemeinen Regeln, zumal 

Ordnung Recht ist, wie das Carl Schmitt 
vertreten hat (Politische Theologie. Vier 
Kapitel zur Lehre von der Souveränität, 
1922, 1933), übrigens mit grosser Wirk-
samkeit, oder wer sonst die Entscheidun-
gen an sich zieht, sondern die Souveräni-
tät des Bürgers ist seine kognitivistische 
Gesetzgeberschaft. Der Bürger muss somit 
bestmöglich an der Erkenntnis der Geset-
ze teilhaben können. Er muss  grösstmög-
lich informiert sein und seine Meinung 
zu den Gesetzesvorhaben möglichst re-
levant äussern können. Die Irreführung 
der Bürger durch Propaganda missachtet 
seine Souveränität. Das Parlament hat die 
Erkenntnisse des Richtigen für das gute 
Leben der Bürgerschaft auf der Grundlage 
der Wahrheit als Gesetz zu beschliessen, 
sofern das die Bürger nicht unmittelbar 
demokratisch selbst entscheiden. 

Gerade deswegen muss die Auswahl der 
Amtswalter demokratisch sein. Es gelingt 
im zunehmend korrumpierten Parteien-
staat nicht, die Besten in die Ämter zu ent-
senden, wie es das republikanische Prinzip 
gebietet, aber das drängt, die Vertretung 
der Völker zu entparteilichen und der Bes-
tenauslese wieder eine Chance zu geben. 
Die besten Vertreter des Volkes werden 
im Zweifel nicht auf der Gehaltsliste von 
Goldman-Sachs stehen oder gestanden 
haben.

5. Umfassende Bürgersouveränität
Die gesamte Politik muss Sache des Sou-
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ihre äussere, rechtliche Souveränität. Eine 
lebendige Demokratie ist stete Aufgabe 
der Bürger. Der Parteienstaat, der eine 
Parteienoligarchie zu entwickeln p� egt, 
ist der Demokratie abträglich, wenn die 
Bürger nicht durch Instrumente der un-
mittelbaren Demokratie hinreichenden 
Ein� uss auf die Politik haben. Jedenfalls 
ist die faktische Souveränität selten oder 
nie identisch mit der rechtlichen Souve-nie identisch mit der rechtlichen Souve-
ränität.

2. Souveränitätsverletzungen von 
aussen
Freilich kann die Souveränität auch durch 
fremde Staaten verletzt werden und wird 
das ständig, vor allem mit Wa� engewalt. 
Kriege als schwerste Friedensverletzung 
sind nach wie vor nicht aus dem gemein-
samen Leben der Völker verbannt. Die Be-
drohung nimmt wieder zu, insbesondere 
die der Religionskriege, eine durch den 
Multikulturalismus selbst verschuldete 
Gefahr des Westens. Aber auch wirtschaft-
liche Intervention artet vielfach und mehr 
denn je zur Souveränitätsverletzung aus. 
Derartige Eingri� e sind auch den interna-
tionalen Organisationen anzulasten, etwa 
dem Internationalen Währungsfonds, der 
seine monetären Hilfsaktionen von souve-
ränitätswidrigen Konditionen abhängig 
macht, und vor allem der Europäischen 
Union, die etwa die vertragswidrigen Eu-
rorettungsmassnahmen mit knebelnden 
Au� agen verbindet, welche die Völker in 
wirtschaftliche Not zwingen.

die gewaltsame Intervention, zu der die 
Nötigung zu bestimmter Gesetzgebung 
gehört, ist eine Verletzung der äusseren 
Souveränität. Kein Volk kann seine exis-
tenzielle Staatlichkeit, die substanzielle 
Staatsgewalt, aus der Hand geben, ohne 
die Souveränität der Bürger als deren Frei-
heit zu verletzen.

VI Verletzung der Souveränität
1. Souveränitätsverletzung im Innern
Die Souveränität kann verletzt werden 
und wird verletzt, vor allem durch die 
Organe des Staates, die in Vertretung 
des Volkes handeln. Jede Verletzung des 
Rechts, jedenfalls die Verletzung der Ver-
fassung in ihrem Kern, der Identität der 
Verfassung, ist eine Souveränitätsverlet-
zung. Insbesondere ist die Missachtung 
des demokratischen Prinzips eine Souve-
ränitätsverletzung. 

Die Demokratie ist die politische Form der 
allgemeinen Freiheit. Die Bürgerschaft als 
das Volk kann ihren Willen nur demokra-
tisch bilden. Sie ist auf Vertreter angewie-
sen, soweit sie nicht unmittelbar entschei-
det. Die Vertreter des Volkes neigen  zur 
Herrschaft über das Volk. Das ist die spe-
zi� sche Schwäche der bürgerschaftlichen 
Souveränität. 

Aber jede Souveränitätsform hat Schwä-
chen. Der Fürst kann zum Despoten wer-
den, der Staat zur Tyrannis. Ohne innere, 
sittliche Souveränität der Bürger erlahmt 

der von mir vertretenen Verfassungsbe-
schwerde gegen das Zustimmungsgesetz 
Deutschlands erst am 1. Dezember 2009 
in Kraft getreten ist. Das stand auch schon 
in Art. 14 Abs. 2 des Vertrages über die 
Europäische Gemeinschaft (EGV) in der 
Fassung des Vertrages von Amsterdam 
vom 2. Oktober 1997, der vor allem den 
insoweit gleichlautenden Vertrag von 
Maastricht vom 7. Februar 1992 (Art. 7 a 
EGV) konsolidiert hatte. Der Binnenmarkt 
ist die Wirklichkeit der Grund- oder Wirt-
schaftsfreiheiten, nämlich die Warenver-
kehrs-, die Niederlassungs-, die Dienstleis-
tungs-, die Kapitalverkehrsfreiheit und die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit. 

2. Währungsunion
Mit dem Vertrag von Maastricht vom 
7. Februar 1992, der wegen der eben-
falls von mir vertretenen Verfassungsbe-
schwerde gegen das deutsche Zustim-
mungsgesetz erst am 1. November 1993 
in Kraft getreten ist, wurde die Währungs-
hoheit der Mitgliedstaaten auf die Europä-
ische Union übertragen, näherhin durch 

Verletzung der 
Souveränität 
durch Binnen-
markt und 
Einheitswährung

I Binnenmarkt, Währungsunion, 
Einheitswährung
1. Binnenmarkt
Der gemeinsame Markt, der durch den 
Vertrag über die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) von 1957 vereinbart 
war, ist zum Binnenmarkt entwickelt wor-
den. «Der Binnenmarkt umfasst einen 
Raum ohne Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, Dienst-
leistungen und Kapital gemäss den Be-
stimmungen der Verträge gewährleistet 
ist», de� niert Art. 26 Abs. 2 AEUV (Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union) seit dem Vertrag von Lissabon 
vom 13. Dezember 2007, der auch wegen 
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März 1998 in grosser Eile durch Beschluss 
als «o� ensichtlich unbegründet» verwor-
fen und diese o� ensichtlich fragwürdi-
ge Erkenntnis auf 39 Seiten begründet 
(BVerfGE 97, 350 � .). Die Euro-Klage haben 
wir 1998 bei rororo verö� entlicht, den Ver-
werfungsbeschluss habe ich in der Schrift 
W. Hankel u. a., die Euro-Illusion, 2001, 
S. 274 � . erörtert.

II Scheitern der Einheitswährung 
als Hebel zum demokratiewidri-
gen Grossstaat
1. Scheitern des Euro als Hebel zum 
Grossstaat
Die Übertragung der Geldhoheit auf das 
ESZB und die EZB durch die Wirtschafts- 
und Währungsunion war und ist mit der 
Souveränität der Völker unvereinbar, 
aber das Scheitern der Einheitswährung 
war auch von vornherein klar. Ohne Wirt-
schafts- und Sozialunion, ohne politische 
Union, kann eine Währungsunion mit 
Einheitswährung nicht bestehen. Diese 
soll mittels der Euro-Rettungspolitik er-
zwungen werden. Das Scheitern des Euro 
ist als Krise der Europäischen Union ein 
willkommener Grund für die Forcierung 
der Integrationspolitik. Dieses Scheitern  
schien sogar nicht unerwünscht, um das 
wirkliche Ziel, die Vereinigten Staaten von 
Europa, den Grossstaat Europa, um des 
Bestandes der neuen Währung willen er-
zwingen zu können. Dieser Bundesstaat 
wird ein föderalisierter Einheitsstaat sein.

tik, die sich von politischen Ein� üssen frei 
machen müsse, rechtfertigen zu können 
(BVerfGE 89, 155 [199, 207 � .]). Das Gericht 
hat das Prinzip der Demokratie damit im 
Wesen verkannt und ist auch durch die 
Politik der EZB, die nicht mehr als Geldpo-
litik ausgegeben werden kann, empirisch 
widerlegt worden. 

4. Stabilitätsversprechen
Der Deutsche Bundestag hat heilige 
Schwüre auf die Stabilitätsverp� ichtung 
der Währungsunion geleistet, aber be-
reitwillig den Vertragsbrüchen durch 
die Euro-Rettungspolitik zugestimmt. 
Die Gefahren der Währungsunion für die 
wirtschaftliche Stabilität, die ihnen sach-
kundig dargelegt worden war, haben die 
Parlamentarier nie wirklich zur Kenntnis 
genommen, weil das ihrer Vision von ei-
nem grossen, mächtigen Europa wider-
sprach, die sie jedenfalls in Deutschland 
zu ihrer Moral zu machen hatten. Schon 
dadurch haben sie die Souveränität der 
Bürger verraten. 

5. Verwerfung der Verfassungsbe-
schwerde
Die Verfassungsbeschwerde, die ich mit 
drei Kollegen der Volkswirtschaftslehre 
(Wilhelm Hankel, Wilhelm Nölling, Jo-
achim Starbatty) gegen den Schritt zur 
dritten Stufe der Währungsunion, die Ein-
führung der einheitlichen Währung, den 
Euro, am 12. Januar 1998 erhoben habe, 
hat das Bundesverfassungsgericht am 31. 

3. ESZB, EZB, Euro
Seit der Einführung der einheitlichen Wäh-
rung, dem Euro, am 1. Januar 1999 ist die 
Währungspolitik mittels Art. 105 � . EGV, Währungspolitik mittels Art. 105 � . EGV, 
jetzt Art. 127 � . AEUV dem Europäischen 
System der Zentralbanken (ESZB) überant-
wortet. Dieses, zumal dessen Leitungsor-
gan, die Europäische Zentralbank (EZB), 
ist von allen anderen Organen der Mit-
gliedstaaten und der Union unabhängig 
(Art. 130 AEUV). 

Die nationalen Zentralbanken sind durch 
die Auswahl der Leitungsgremien noch 
schwach von ihren Völkern legitimiert, 
die Europäische Zentralbank, welche die 
Geldpolitik verbindlich steuert, hat keiner-
lei demokratische Legitimation, hat aber 
mittels der Staats� nanzierung die wesent-
liche Regierungsfunktion im Euro-Gebiet 
an sich gezogen. Das Bundesverfassungs-
gericht meinte im Maastricht-Urteil 1993, 
das demokratische De� zit der EZB mit der 
notwendigen Sachlichkeit der Geldpoli-

Art. 105 � . EGV. In Deutschland wurde für 
die weitreichenden Übertragungen von 
nationalen Hoheitsrechten auf die Uni-
on ein neuer Europaartikel gescha� en, on ein neuer Europaartikel gescha� en, 
nämlich Art. 23 des Grundgesetzes. Die 
Ermächtigung, die Aufgaben und Befug-
nisse der Bundesbank auf die Europäische 
Zentralbank zu übertragen, «die unabhän-
gig ist und dem vorrangigen Ziel der Si-
cherung der Preisstabilität verp� ichtet» 
ist, ist eigens in Art. 88 S. 2 GG hinzugefügt 
worden. Das Maastricht-Urteil vom 12. Ok-
tober 1993 hat die Befugnisse der Europä-
ischen Union erheblich eingeschränkt und 
Prinzipen unterworfen, welche wegen 
der nationalen Souveränität in nationaler 
Verantwortung bleiben müssen. Dennoch 
ist die Währungsunion eine schwere Ver-
letzung der Souveränität, weil die Wäh-
rungshoheit, die von der Wirtschafts- und 
Sozialhoheit nicht getrennt werden kann, 
seit eh  und je zum zentralen Bestand der 
Souveränität gehört. 
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Die wirtschaftliche und politische Instabi-
lität der Europäischen Union, deren Kern 
der Binnenmarkt ist, ist o� ensichtlich 
geworden. Die Union hatte niemals eine geworden. Die Union hatte niemals eine 
Chance, ihre vollmundigen Ziele zu errei-
chen, etwa nach der Lissabon-Strategie 
von 2000 «bis 2010 zum wettbewerbsfä-
higsten und dynamischsten Wirtschafts-
raum in der Welt zu werden, der fähig ist, 
ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit 
mehr und besseren Arbeitsplätzen und 
einem grösseren sozialen Zusammenhalt 
zu erzielen». Nicht erst der Euro hat ihre 
Stabilität beendet, sondern ihr Grund-

III Gescheiterter Binnenmarkt
1. Schädliche Deregulierung des 1. Schädliche Deregulierung des 
Binnenmarktes
Die Grundfreiheiten als Wirtschaftsfrei-
heiten des Binnenmarktes sind mit aller 
Härte durchgesetzt worden und haben 
die Märkte der Union dereguliert. Die 
rigorose Deregulierung hat den schwä-
cheren Volkswirtschaften den Schutz vor 
den stärkeren genommen. Bereits der 
Binnenmarkt hat die schwächeren Volks-
wirtschaften der Union dem langfristigen 
Niedergang ausgesetzt. 

Verantwortung für diese Politik bei den 
Mitgliedstaaten verbleibt. Die Union ist 
nicht als solche demokratisch legitimiert. 
Vielmehr sei deren gemeinschaftliche 
Ausübung der nationalen Hoheiten durch 
die nationalen Parlamente demokratisch 
legitimiert. Auch das Europäische Parla-
ment stützt die demokratische Legitimati-
on lediglich, erstens weil dieses Parlament 
kein Volk vertritt, sondern aus Vertretern 
der Völker zusammengesetzt ist, und 
zweitens weil die Europawahlen krass das 
wahlrechtlich essenzielle Egalitätsprinzip 
missachten. 

Das ist dogmatisch richtig, in der Praxis 
aber sind die Ermächtigungen der Uni-
on äusserst weit und werden vom Euro-
päischen Gerichtshof, selbst ohne jede 
demokratische Legitimation, zudem ver-
tragswidrig überdehnt. Abgesehen da-
von, dass die nationalen Parlamentarier von, dass die nationalen Parlamentarier 
sich kaum für die Massnahmen der Union sich kaum für die Massnahmen der Union 
interessieren, weil ihnen von ihren Partei-interessieren, weil ihnen von ihren Partei-
führungen, um die Kompromisse in der 
Union nicht zu gefährden, auch keinerlei 
Ein� uss auf diese gelassen wird, ist die 
Vorstellung, dass sie diese Massnahmen 
bereits bei der Zustimmung zu den Verträ-
gen zu verantworten vermochten, wie das 
das Bundesverfassungsgericht postuliert, 
abwegig. 

Die Europäische Union ist in ihrer gegen-
wärtigen Struktur unverbesserlich demo-
kratiewidrig und damit rechtlos.

Diese Politik erleben wir derzeit. Dieses 
Ziel ist, solange die Völker der Union ihre 
Verfassungsgesetze nicht dafür geö� net 
haben, fraglos souveränitätswidrig, weil 
es die Völker au� öst und ein neues Volk zu 
verfassen zwingt, das der Unionsbürger. 
Ohne Zustimmung der Völker, aller Völker 
und jedes Einzelnen, durch Verfassungsre-
ferenden gibt es zum Bundesstaat Europa 
keinen Weg des Rechts. Das musste auch 
das Bundesverfassungsgericht im Lissa-
bon-Urteil einräumen (BVerfGE 123, 267 
� ., Absätze 179, 228, 263, 277, 296). 

2. Grossstaatliche 
Entdemokratisierung
Dieser Grossstaat wird zentralistisch und 
bürokratistisch sein. Die Menschen wer-
den Arbeiter und Verbraucher, nicht Bür-
ger sein. Demokratisch wird dieser Gross-
staat aus heteronomen Bevölkerungen 
freilich nie sein. Der historische Kampf 
unserer Tage geht um die Verteidigung 
der Demokratie gegen eine postdemo-
kratische Oligarchie, die sich als postnati-
onal zu legitimieren versucht. Demokratie 
und damit Rechtsstaat setzen hinreichend 
kleine, homogene politische Einheiten vo-
raus. 

Das sieht das Bundesverfassungsgericht 
im Grunde nicht anders und dogmati-
siert darum das Prinzip der begrenzten 
Einzelermächtigung. Dieses erlaubt die 
Übertragung von Hoheitsrechten auf die 
Europäische Union nur so weit, als die 
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sen für den Import erwirtschaften können 
und benötigen um einer importfähigen 
Währung willen eine hinreichend aus-
geglichene Handelsbilanz. Regelmässig 
haben solche Länder wenig entwickelte 
Infrastrukturen und keine hinreichend 
produktionsstarke Industrie. Solange ihre 
Produktionskosten gemessen in Stückkos-
ten höher sind als in anderen exportfähi-
gen Staaten, sind sie in Strukturen eines 
Binnenmarktes und o� enen globalen 
Marktes schutzlos dem Niedergang aus-
geliefert, zumal wenn sie den wichtigsten 
allgemeinen Schutz aufgegeben haben: 
die Abwertung ihrer Währung.

4. Schwache gegen Starke ohne 
Chancen
Schutzloser Wettbewerb, das System des 
unechten Freihandels, nützt immer nur 
den Starken und schadet den Schwa-
chen. Nicht die Konvergenz, sondern die 
Divergenz wird stetig grösser. Das ist ein 
ökonomisches Gesetz. Ein Wettbewerb, in 
dem nicht alle Wettbewerber die gleichen 
Chancen haben, ist unfair, rechtlos; er ist 
Wirtschaftskrieg. Einige Volkswirtschaften 
der Union, zumal die deutsche, sind ex-
portstärker als andere, insbesondere die 
Volkswirtschaften am Mittelmeer, von den 
Transformationsländern abgesehen, die 
den Euro noch nicht haben. Das zeigt sich 
an den Stückkosten, aber auch am Indust-
rialisierungsgrad und anderen Elementen 
mehr, ist aber auch durch die Niedriglohn-
politik Deutschlands gestützt. Der Anteil 

(wirklich) ein Mehrparteienstaat ist, wie 
das Beispiel der Schröderschen «Agenda 
2010» zeigt. Die markto� enen Währungen 
entfalten ihre kostenpolitischen Wirkun-
gen kaum merklich, aber unerbittlich. Sie 
erweisen zugleich die Einheit von Wirt-
schaft und Staat und damit die schick-
salhafte Einheit des Volkes. Das ist für die 
demokratische Realisation wesentlich.

Weil sie ihre Währung nicht eigenständig 
abwerten können, haben die ohnehin 
schwächeren Volkswirtschaften der Uni-
on die Wettbewerbsfähigkeit nicht nur 
im europäischen – wegen der nationalen 
Sozialpolitik unvollkommenen – Binnen-
markt gänzlich verloren, sondern auch 
auf dem globalen Markt. Die asiatischen 
Niedriglohnländer liefern Konsumgüter 
preisgünstiger und nehmen auch den 
weltmarktschwachen Binnenmarktmit-
gliedern die Arbeitsplätze, allemal nach-
dem die Letzteren den Lebensstandard 
der Bevölkerung auf das deutsche oder 
gar ein höheres Niveau angehoben ha-
ben.

Aber auch ohne die Währungseinheit 
wirken die Marktgesetze in dem unech-
ten Freihandel, der vertraglich und ge-
setzlich verordnet ist, verheerend, wenn 
auch langsamer, jedenfalls wenn und weil 
Volkswirtschaften von Importen abhän-
gig sind, zumal vom Ölimport. Sie können 
sich deswegen eine übermässige Abwer-
tung nicht leisten. Sie müssen die Devi-

errechnen. Das zeigt sich in den Steuer- 
und Beitragslasten, welche Unterneh-
men, Arbeitnehmer und Verbraucher 
zu tragen haben. Die Exportländer der 
Billigprodukte haben nicht nur Vorteile, 
sondern auch Nachteile. Sie behandeln 
ihre Arbeitnehmer wie Sklaven, vernach-
lässigen Binnenmarkt und Infrastruktur. 
Dieser Fehlentwicklung versucht China 
gerade entgegenzuwirken.

3. Ungleiche Volkswirtschaften im 
globalisierten Binnenmarkt mit Wäh-
rungseinheit
Aus sozial- und damit wahlpolitischen 
Gründen sind die Löhne der weniger leis-
tungsfähigen Volkswirtschaften in der 
Wirtschafts- und Währungsunion denen 
der stärkeren angenähert worden, mittels 
in� ationärer von Banken und Zentralban-
ken alimentierter Lohnpolitik schon vor 
der Währungseinheit und danach bis zur 
Finanzkrise vornehmlich durch zinssub-
ventionierte Kredite wegen des undi� e-
renzierten Zinssatzes im Eurogebiet. 

Die Einheitswährung hat den schwäche-
ren Volkswirtschaften den letzten, ent-
scheidenden Wettbewerbsschutz genom-
men: nämlich die Abwertung, welche die 
gleiche und meist sogar stärkere Wirkung 
für die Exportfähigkeit eines Landes hat 
wie die schwer durchzusetzende Lohn-
zurückhaltung. O� ene Eingri� e des Staa-
tes zulasten der Lohnempfänger kosten 
die Macht im Staat, solange dieser noch 

fehler war bereits der Binnenmarkt. Die 
Einheitswährung sollte diesen korrigieren, 
hat aber den Absturz beschleunigt.

2. Unechter Freihandel und dessen 
Kosten
Die Deregulierung des Binnenmarktes 
folgt der Freihandelsdoktrin, die auch die 
vermeintlich neoliberale Globalisierung 
begründet. Sie nimmt den Völkern den 
Schutz ihrer Volkswirtschaften und fak-
tisch weitgehend die Souveränität. 

Ohne de� nierte komparative Vorteile des 
Aussenhandels, die spezi� sche Vorausset-
zungen wie die vollständige Auslastung 
der Ressourcen der beteiligten Völker 
haben, sind Vorteile der einen nichts als 
Nachteile der anderen, nämlich absolute 
Vorteile, etwa niedrige Löhne in einem 
Land, die im anderen Land zur Arbeits-
losigkeit führen, insbesondere wenn die 
Produktion in das Niedriglohnland verla-
gert wird. Das ist nicht die gegenseitige 
Wohlstandsförderung des echten Freihan-
dels. Die Kosten der Arbeitslosigkeit im 
Hochlohnland verteuern dessen Konsum 
der importierten Waren. Ich habe das in 
«Verfassungsrecht der Europäischen Uni-
on. Teil 2: Wirtschaftsverfassung mit Welt-
handelsordnung», 2010, §§ 11 bis 14, S. 
430 � ., näher dargelegt.

Eigentlich müssen alle Kosten des Ge-
meinwesens zusammengefasst werden, 
um die wirklichen Produktionskosten zu 
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durch die Staats� nanzierung der Europäi-
schen Zentralbanken zerstört endgültig 
die wirtschaftliche Stabilität.

Die Pro� teure der unechten Freihandels-
politik sind aber auch die international 
agierenden Unternehmen. Die Produk-
tion in den Billiglohnländern verscha� t 
ihnen grösstmögliche Gewinne in den 
Importländern. Banken, Versicherungen 
und institutionelle Anleger können das 
weitgehend privat geschöpfte Kapital mit 
grösstmöglicher Rendite nutzen. Sie dro-
hen den Staaten mit Kapitalverlagerungen 
und zwingen diese, auf sachgerechte Be-
steuerung, aber auch auf Regulierungen 
des Kapitalverkehrs zu verzichten, ja sogar 
ihre Risiken und Verluste zu sozialisieren. 

Die Kapitalverkehrsfreiheit war und ist der 
entscheidende Schlag gegen die Souverä-
nität der Völker. Das grosse Wort «Freihan-
del» vermag die Politik der Verarmung der 
Vielen und der Bereicherung der Wenigen 
nicht zu legitimieren. Freiheit verträgt un-
echten Freihandel nicht.

V Souveränitätswidrige Binnen-
markt- und Eurorettungspolitik
Der Binnenmarkt hat sich entgegen allen 
Illusionen nicht zu einem homogenen 
Wirtschaftsraum integriert, sondern trotz 
grosser Subventionen aus Unionsfonds 
die Divergenzen verstärkt. Sein Bestand 
erzwingt die Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse im vereinten Raum, also eine 

Interesse eingehen. Dass die Mitgliedstaa-
ten der Union und sogar ein Exportland 
wie Deutschland die Zuständigkeit für die 
Handelspolitik aus der Hand gegeben ha-
ben, ist daher eine untragbare Souveräni-
tätsverletzung.

Die Europäische Union ist gescheitert. 

IV Verlierer und Gewinner von Bin-
nenmarkt und Währungseinheit
1. Währungsverluste auch der Deut-
schen, Österreicher und anderen
Nicht nur die Völker der Peripheriestaa-
ten, sondern auch die Deutschen erlei-
den Schäden. Ihre Kaufkraft stagniert, ihre 
Spareinlagen werden kaum verzinst, ihre 
Lebensversicherungen erleiden wegen 
der fast unverzinslichen deutschen Staats-
anleihen Renditeverluste und anderes an 
Sozialdividende der Aufwertung (Karl 
Schiller) mehr ist verloren. Lange wurden 
Investitionen in Deutschland vernach-
lässigt. Schliesslich wird den Deutschen 
mittels der europäistischen Ideologie die 
Finanzierung des letztlich gescheiterten, 
blasenhaften Aufschwungs vor allem der 
Peripheriestaaten der Union abgenötigt. 

2. Gewinner der Geldpolitik und des 
unechten Freihandels
Gewinner sind die internationalen Ban-
ken, deren Rettung, kaschiert als Euroret-
tung, auch Deutschland ruinieren wird. 
Die in� ationäre Geldmengenerweiterung 

hen, weil die Importe verbilligt würden, 
die einen Grossteil der Produkte ausma-
chen. Zudem würde der deutsche Binnen-
markt durch Stärkung der Kaufkraft der markt durch Stärkung der Kaufkraft der 
deutschen Bevölkerung erheblich belebt 
werden. Das könnte auch den Arbeits-
markt stärken. Die Industrieunternehmen 
mit Sitz in Deutschland sind Nutzniesser 
des unechten Freihandels und der Ein-
heitswährung, vor allem am Weltmarkt 
auch zulasten der Partner des Binnen-
marktes. Eine leistungsgerechte Währung 
ist ein wesentlicher Wohlstandsfaktor für 
die Völker. Wohlstandsverluste sind durch 
eine Rückkehr zur nationalen Währung 
nicht zu befürchten.

6. Vernünftige Handelspolitik
Die Kritik der Freihandelsdoktrin will nicht 
etwa abgeschotteten Märkten das Wort 
reden, sondern einer praktisch vernünfti-
gen Handelspolitik der Staaten, welche im 
Sinne Friedrich Lists bilaterale oder auch 
multilaterale Verträge im jeweils eigenen 

der Industrie am Bruttoinlandsprodukt ist 
in Deutschland etwa doppelt so hoch wie 
in Frankreich. Der Franc wertete vor der 
Währungsunion stetig gegenüber der D-Währungsunion stetig gegenüber der D-
Mark ab. Nicht anders war die Entwicklung 
Italiens: Die Lira ver� el.

Die Währungseinheit hat diese Lage ver-
bösert und zudem Deutschland einen 
erheblichen Wettbewerbsvorteil am eu-
ropäischen und globalen Markt verscha� t, 
nämlich eine weit unterbewertete Wäh-
rung und damit ein sittenwidriges Preis-
dumping, während die anderen Partner 
des Binnenmarktes (abgestuft) mit über-
bewerteten Währungen im europäischen 
und globalen Wettbewerb bestehen müs-
sen, aber nicht können. 

5. Wohlstandsgewinn durch 
Aufwertung
Eine Aufwertung würde die Exportpreise 
jedenfalls der deutschen Industrie nicht 
markt- und wettbewerbsschädlich erhö-
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Nur ein europäisches Europa, ein Europa 
souveräner Völker kann ein Europa der 
Bürger sein. Wenigstens in Europa sollten 
wir die Kultur der Freiheit nicht aufgeben.

Bevormundung ist gegen die Menschheit 
des Menschen gerichtet, Moralismus das 
Gegenteil von Moralität. Die Welt muss so 
eingerichtet sein, dass alle Menschen in 
Freiheit leben können, also in demokra-
tischen und darum souveränen Republi-
ken, die es nur in kleinen Einheiten geben 
kann. Darin muss jedes Gemeinwesen sich 
in eigener Verantwortung entfalten und 
vor der Intervention anderer geschützt 
werden – auch der vermeintlich humani-
tären, die regelmässig als Schutzbehaup-
tung für Eroberungen aus wirtschaftlichen 
Interessen dient. 

An einer solchen Union könnten auch die 
Eidgenossen mitwirken, ohne ihr grösstes 
Gut, die direkte Demokratie, zu verlieren.

sind auch die sechs Rechtsakte der Union 
aus dem Herbst 2011 (six pack), welche die 
haushaltspolitische Überwachung und 
Koordinierung der Wirtschaftspolitiken 
sanktionierbar verstärkt haben.

VI One-World-Politik
Europäisierung wie Globalisierung sind 
Instrumente bestimmter Kräfte, die seit 
langer Zeit eine «One-World-Politik» be-
treiben. Für die Neue Welt wollen deren 
Protagonisten die Menschheit nach ih-
rem Bilde formen, sie zu Arbeitern und 
Verbrauchern degradieren, sie jedenfalls 
beherrschen, ihnen die Freiheit und damit 
Würde nehmen. Sie mögen auch Gutes 
wollen, aber sie achten die Menschen 
nicht als ihresgleichen. Die Freiheit jedes 
Menschen ist ihnen, wohl aufgrund ihres 
Reichtums und ihrer Macht, fremd. 

Die Souveränität der Bürgerschaften wird 
mit scheinbarer Alternativlosigkeit der Po-
litik und fragwürdigen Solidaritätspostula-
ten unterdrückt. Gestützt werden Banken, 
nicht Völker. Das erweist, wer der faktische 
Souverän ist, die Finanzoligarchie. 

Schlussappell
Für Souveränität der Völker, für die Frei-
heit – in kleinen Einheiten
Mit der Wirtschafts-, Währungs- und So-
zialunion verliert Europa seine politische 
Kultur, nämlich Demokratie und Recht-
staat und damit die Freiheit der Bürger. 

Politik auch der sozialen Integration. Das 
geht nur mittels eines grossen Finanz-
ausgleichs, der alle überfordert und den 
grossen Unionsraum im Weltmarkt derart 
schwächt, dass er insgesamt seine Wett-
bewerbsfähigkeit verliert. Der Finanzaus-
gleich, der mit aller Macht angestrebt wird, 
insbesondere durch die Rettungsschirme, 
die monetäre Staats� nanzierung und die 
Bankenunion, ist mit der Souveränität der 
Völker in keiner Weise vereinbar.

Die Währungsunion vermag den Binnen-
markt nicht zu retten. Sie hat entgegen 
der integrationistischen Propaganda des-
sen Niedergang beschleunigt. Die Versu-
che der Eurorettung mittels des vertrags-, 
verfassungs- und staatswidrigen Bail-Out 
mit Hunderten von Milliarden Euro und 
mittels der ebenso vertrags-, verfassungs- 
und staatswidrigen Staats� nanzierung 
durch das Zentralbankensystem zerstören 
das gegenseitige Vertrauen der Völker. Die 
oktroyierten Au� agen verletzen mit der 
Demokratie die Souveränität der betrof-
fenen Völker. 

Die Haushaltsdisziplin, die wesentlich ver-
schärft der Fiskalpakt durchsetzen soll, ist 
geradezu ein Tiefschlag gegen die Souve-
ränität. Müssen doch die Haushalte der 
Mitgliedstaaten der Kommission zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Ungleichgewichte vorgelegt werden, 
bevor die nationalen Parlamente sie ver-
abschieden dürfen. Souveränitätswidrig 
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Carlos A. Gebauer (48), Rechtsanwalt, (48), Rechtsanwalt, 
Düsseldorf, studierte Philosophie, Neuere Düsseldorf, studierte Philosophie, Neuere 
Geschichte, Sprach-, Musik- und Rechts-Geschichte, Sprach-, Musik- und Rechts-
wissenschaften in Düsseldorf, Bayreuth wissenschaften in Düsseldorf, Bayreuth 
und Bonn. 
Neben seiner anwaltlichen Arbeit insbe-Neben seiner anwaltlichen Arbeit insbe-
sondere für Versicherungsgesellschaften, sondere für Versicherungsgesellschaften, 
Krankenhäuser und Industrieunterneh-Krankenhäuser und Industrieunterneh-
men publiziert er seit vielen Jahren in einer men publiziert er seit vielen Jahren in einer 
Vielzahl unterschiedlicher Zeitschriften. 
Parallel zu seiner monatlichen Kolumne 
für das deutsche libertäre Magazin «eigen-
tümlich frei» schreibt er unter anderem 
auch in der Schweiz für den «Schweizer 
Monat». Er selbst bezeichnet sich als 
«puristischen Liberalen» und hat unter 
anderen gemeinsam mit dem FDP-Bun-
destagsabgeordneten Frank Schä�  er den 

«Liberalen Aufbruch» gegründet, dessen 
ausserparlamentarischer Sprecher er ist. 
Einer breiteren Ö� entlichkeit wurde er 
durch ein – wie er sagt – «bezahltes Me-
dienpraktikum» bei den Fernsehsendern 
RTL und SAT1 bekannt, wo er zwischen 
2002 und 2011 nebentätig als TV-Anwalt 
arbeitete.

Meine Damen und Herren, zunächst ein-
mal ganz herzlichen Dank für die Einla-
dung nach Bern! Vor allem Weiteren zur 
Sache erlauben Sie mir eine Vorbemer-
kung. In der Tat habe auch ich, als ich Ihre 
Einladung gelesen und insbesondere die 
Referentenliste gesehen habe, gedacht: 
Eigentlich ist es ja schon paradox, dass 
Sie sich in der Schweiz ausgerechnet von 

zwei Deutschen erklären lassen, was Un-
abhängigkeit und Souveränität bedeuten.

Aber ich möchte Ihnen eines versichern: 
Wenn Herr Schachtschneider eingeladen 
wird, und wenn ich eingeladen werde, 
auch von FDP-Parteigremien in Deutsch-
land, dann werden wir dort meist als so-
genannte Querdenker vorgestellt. Die 
Tatsache, dass ich heute bei Ihnen reden 
darf, ist also in umgekehrter Blickrichtung, 
aus meiner Perspektive, geradezu anrüh-
rend. Denn sie zeigt mir, dass mein innerer 
Kompass o� enbar noch nicht völlig ver-
kommen ist. Wenn nämlich in Wahrheit 
die anderen verquer denken, dann bin 
exakt nicht ich der Querdenker, sondern 
umgekehrt ein «Geradeausdenker».

Dies vorausgeschickt, habe ich Ihnen, wie 
ich das gerne tue, wenn ich einen Vortrag 
halten darf, drei Dinge mitgebracht:

- eine Einleitung,
- einen Hauptteil
- und einen Schluss.

In der Einleitung sind wir schon angekom-
men. Mein jetzt anschliessender Hauptteil 
hat sechs Unterpunkte. Die will ich zügig 
abarbeiten, um dann zu meinen Schluss-
bemerkungen zu kommen.

Erster Teil meines Hauptteiles: 
Hö� ichkeitsabstände
Sie kennen das. Jeder von uns kennt das. 

Sobald Sie einen Fahrstuhl betreten, dann 
tre� en Sie dort immer Leute, die sich 
merkwürdig verhalten. Die einen drän-
gen sich an die Wand und schauen be-
treten nach unten. Die anderen schauen 
angestrengt irgendetwas an der Decke 
an. Beide Verhaltensweisen haben etwas 
damit zu tun, wie Anthropologen sagen, 
dass wir eine Individualdistanz haben wol-
len. Und in einem engen Raum, in einem 
Fahrstuhl, werden wir bedrängt. Wir füh-
len uns beengt, das heisst, unser – wie ich 
ihn nennen möchte – Hö� ichkeitsabstand 
ist berührt. Das wiederum bewegt uns, 
das macht uns die Lage erst einmal un-
angenehm.

Psychologen unterscheiden meist drei 
verschiedene dieser Individualdistanzen: 
erstens den Intim-Abstand, den ich in per-
sönlichen Sphären habe, zweitens den 
privaten Abstand und ganz zum Schluss 
drittens den ö� entlichen, den wir jetzt 
beispielsweise zusammen und zueinan-
der haben, die grösste dieser Distanzen. 
Jedes unkontrollierte Eindringen in diese 
Sphären emp� nden wir – je nachdem, von 
wem es herrührt – mal als nur beengend, 
mal als Aggression, mal auch als Eingri�  
in unsere Lebenschancen und in unse-
re Lebensführung. Dieses sehr spezielle 
menschliche Emp� nden ist nun etwas, 
was sich nicht nur in Aufzügen einstellt 
und das nicht nur etwas mit unserem rei-
nen Körper zu tun hat. Es ereignet sich 
auch andernorts, weit darüber hinaus.

Wechselkursschwankungen 
– der Höfl ichkeitsabstand 
zwischen den Völkern

3736



beschränkt, sondern es bezieht sich auch 
auf unser Auto, auf diejenigen Lebens-
sphären, die uns im weiteren Sinne unmit-
telbar umgeben. Deswegen – und das ist telbar umgeben. Deswegen – und das ist 
in der Schweiz sicher nicht anders als in 
Deutschland – kann auch der frech wach-
sende Zweig des Nachbarn über meinen 
Zaun ohne Weiteres der Anstoss für einen 
jahrelangen gerichtlichen Prozess werden. 
An wenigen Orten wird so intensiv gestrit-
ten und prozessiert wie am Nachbarszaun 
– eben weil die Beteiligten sich dort in 
ihren elementaren Hö� ichkeitsabständen 
sehr schnell bedrängt fühlen.

Dritter Teil meines Hauptteiles:
Respekt statt Aggressivität
Schopenhauer hat einmal geschrieben: 
«Hö� ichkeit ist wie ein Luftkissen – ei-
gentlich ein Nichts, aber es mildert die 
Schläge der Welt.» Diese Art Hö� ichkeit 
sehen wir insbesondere auch in diploma-

Zweiter Teil meines Hauptteiles:
Autoschlangen und Gartenzäune
Wenn seit längerer Zeit niemand zu Ih-
nen diese – sicherlich auch in der Schweiz nen diese – sicherlich auch in der Schweiz 
verbreitete – Geste gemacht hat, Sie an-
zuschauen und mit der eigenen � achen 
Hand vor seinem Gesicht Scheibenwi-
scherbewegungen zu machen; dann 
haben Sie vielleicht wieder einmal Lust, 
dass jemand Ihnen dieses Zeichen gibt. 
Wenn das so sein sollte, dann empfehle 
ich: Fahren Sie an einer Ampel mit Ihrem 
Wagen ganz nah an Ihren Nachbarn auf 
dem Nebenfahrstreifen heran, sodass sich 
die Spiegel der Autos schon fast berüh-
ren. Schauen Sie den anderen Fahrer da-
bei direkt an, strecken Sie den Kopf, am 
besten etwas kinnbetont, keck vor und 
lächeln Sie. Ganz sicher bekommen Sie 
dann dieses Spezialwinken des anderen. 
Denn unser Bedürfnis nach Abstand ist 
nämlich nicht nur auf den Körper selbst 

spektwahrung gegenüber der Frau. Beide 
Ansichten stehen völlig konträr zueinan-
der, wir bringen sie also schlicht nicht un-
ter einen einheitlichen gesellschaftlichen 
Hut. Die einzige Chance, diese einander 
ausschliessenden Mentalitäts- und Be� nd-
lichkeitsunterschiede hö� ich koexistieren 
zu lassen, besteht darin, sie räumlich von-
einander zu trennen, um die Friedlichkeit 
zu halten.

Das ist letztlich nichts anderes, als was wir 
alle aus unserer Schulzeit kennen: Wenn 
zwei Schüler sich in ihrer gemeinsamen 
Schulbank partout nicht einig werden 
und vertragen können, dann werden sie 
schlicht auseinandergesetzt. Dann ist je-
denfalls Ruhe. Denn nur so wahrt man 
dann die nötige Distanz zueinander.

Ganze Völker haben aus ebenso hand-
festen wie simplen Gründen derartige 
unterschiedliche Dispositionen. Ein Ös-
terreicher ist im Zweifel nie Experte für 
den Deichbau am Meer. Und ich glaube, 
die dänischen Hochgebirgsspezialisten 
wird man auch an einer Hand abzählen 
können.

Unsere unterschiedlichen Herkünfte prä-
gen auch unser Sprechen. In der deut-
schen Sprache haben wir ein Wort dafür, 
wenn wir genug gegessen haben. Dann 
sind wir «satt». Aber es gibt in unserer 
Sprache kein Wort dafür, wenn wir ge-
nug getrunken haben. Warum ist das so? 

tischen Reden. Wenn Diplomaten mitein-
ander sprechen, sei es nun dem Thema 
nach bitter ernst gemeint oder nicht, 
dann reden sie jedenfalls formal freund-
lich miteinander, weil sie jedenfalls nicht 
übergri�  g erscheinen wollen. Respekt vor 
dem anderen zu haben und zu zeigen, 
statt aggressiv zu sein, ist eine sehr grosse 
Tugend des menschlichen Miteinanders. 
Auch eine Tugend von Völkern und von 
Staaten untereinander. Man lässt den an-
deren gewähren und ist dadurch friedlich 
miteinander.

Vierter Teil meines Hauptteiles: 
Intimsphären der Völker
Ich behaupte nun: Auch ganze Völker in 
ihren Staaten, nicht nur ihre Diplomaten, 
brauchen gewisse Hö� ichkeitsdistanzen 
zueinander. Selbst wenn Völker nämlich 
untereinander juristisch gleichberech-
tigt sind, dann beseitigt diese normati-
ve Gleichberechtigung ja nicht zugleich 
ihre tatsächliche Unterschiedlichkeit. Un-
terschiedliche Völker haben nun einmal 
unterschiedliche Mentalitäten. Es gibt 
bekanntlich vielerlei Be� ndlichkeitsvari-
anzen, teils sogar massive Unterschiede 
im jeweiligen Emp� nden.

Ein sehr augenfälliges Beispiel ist die viel 
diskutierte Burka: In unserem Kulturkreis 
emp� nden wir es als eine Unterdrückung 
der Frau, wenn sie in einer Burka durch die 
Stadt laufen soll. In einer anderen Kultur 
zeugt genau das von einer gesicherten Re-
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se dein Taxi. Das ist zu Hause immer so. 
Und die Regel gilt o� enbar nicht nur in 
Deutschland. In Malta hat es auch funk-
tioniert. Ich habe mir die Zigarette ange-
macht und schon kam das Taxi! Ich bin 
dann an einem Kuwaiter Botschaftsange-
hörigen vorbeigegangen, der gerade auch 
rauchend vor der Tür stand und habe zu 
ihm gesagt: «Es ist doch immer wieder 
das Gleiche: Kaum hat man die Zigarette 
angemacht, schon kommt das Taxi.» Wäh-
rend ich meine Zigarette auslöschte, sah 
er mich völlig konsterniert an und fragte 
kopfschüttelnd: «Warum rauchst du deine 
Zigarette nicht erst zu Ende, bevor du in 
die Taxe steigst?» Wie, dachte ich, könnte 
man präziser erklären, warum alle Welt 
Schweizer Uhren möchte, aber keine ara-
bischen?

«One size � ts all», wie man neudeutsch 
sagt, «eine Grösse passt allen», das stimmt 
eben nicht. Es stimmt für Textilien nicht, 
es stimmt für Währungen nicht und es 
stimmt für so viele Dinge nicht. Schon 
Montesquieu hat bekanntlich geschrie-
ben: «Jedes Volk hat seine eigenen Geset-
ze, die aus seiner Kultur entstehen und aus 
ihr erwachsen.» Vielleicht sollte man sich 
einmal ein bisschen daran halten, diese 
unterschiedlichen Kulturen zu betrachten, 
um sie zu verstehen.

Lassen Sie mich zum besseren Verständ-
nis noch einen weiteren kurzen Exkurs 
machen: In einem argentinischen Polo-

Weil es in den Gebieten, in denen unsere 
Sprache entstanden ist, nie ernsthaft das 
Problem gegeben hat, dass man nichts zu 
trinken hatte. Hier, im deutschen Sprach-
raum, regnet es immer genug. Wir hatten 
also keinen Grund, dieses «fehlende» Wort 
zu er� nden, weil es uns nicht fehlte. In der 
Wüste ist das sicher anders.

Verschiedene Völker haben auch verschie-
dene Zeitemp� ndungen. Neulich erzählte 
mir ein Grieche, der in Zürich wohnt, er 
habe einen Termin bei seinem Strassen-
verkehrsamt zu absolvieren gehabt. Sein 
Termin war auf 11.08 Uhr angesetzt ge-
wesen. Als er um 11.10 Uhr dort erschien, 
sagte ihm der freundliche Mitarbeiter des 
Strassenverkehrsamtes: «Nein, das ist zu 
spät – da müssen Sie einen neuen Termin 
vereinbaren …» Das hat meinen griechi-
schen Freund sehr irritiert.

Solche grundlegenden Zeitemp� ndun-
gen können sich dann bis in die techni-
sche Ausrichtung der nationalen Volks-
wirtschaften niederschlagen. Ich selbst 
war kürzlich in Malta und wohnte in einem 
Hotel, in dem zufällig auch die Kuwaiter 
übergangsweise ihre Botschaft betreiben. 
Ich wartete vor dem Hotel auf ein Taxi, was 
sehr, sehr lange dauerte. Schliesslich habe 
ich zu einem Trick gegri� en: Ich habe mir 
eine Zigarette angezündet, weil es eine 
ungeschriebene Regel gibt. Die lautet: 
Sobald du dir eine Zigarette anzündest, 
kommt sofort dein Bus beziehungswei-

Club hat man vor einigen Jahren eine 
merkwürdige Unfallhäufung festge-
stellt. Immer wieder sind Menschen 
vom Balkon gefallen. Niemand hatte 
eine Erklärung dafür. Warum fallen 
Menschen von den Balkonen? Man 
hat es untersucht und man hat fest-
gestellt: Es waren ausnahmslos Euro-
päer, die vom Balkon � elen. Es erwies 
sich Folgendes: Immer wieder haben 
argentinische Gastgeber sich mit ih-
ren europäischen Gästen unterhalten, 
aber die «normale» Distanz zwischen 
einem Argentinier und einem Europäer 
beim Reden ist eine unterschiedliche. 
Ein Europäer hält im Gespräch rund 
80 Zentimeter Abstand zu seinem Ge-
genüber, dann fühlt er sich wohl. Ein 
Argentinier hält jedoch 40 Zentime-
ter Abstand für «richtig». Immer dann 
also, wenn ein Europäer im Polo-Club 
mit dem Rücken zum Geländer stand 
und der Argentinier auf der Balkon-
Innenseite, wich der Europäer während 
des Gespräches zurück, um sich wie-
der wohlzufühlen. Doch der Argenti-
nier rückte sofort nach, um sich selbst 
wieder im Gespräch wohlzufühlen 
– und so spielten sie sich gegensei-
tig an den Abgrund, bis der Europäer 
hinunterplumpste. Beachten Sie bei 
dieser Geschichte bitte eines ganz be-
sonders: Keiner von beiden meinte es 
böse, und dennoch ging es schief; ich 
komme gleich noch einmal auf dieses 
Phänomen zurück.Phänomen zurück.
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an so vielen Stellen Probleme bereitet. 
Die massgebenden Leute hier sagen seit-
her: «Wir machen mit diesem neuen Geld 
ganz hochmoderne Geldprodukte; Geld ganz hochmoderne Geldprodukte; Geld 
wird zwar staatlich aus dem Nichts ge-
schöpft, aber wir steuern dennoch alles 
hoch intelligent makroökonomisch global, 
zum Besten aller. Wir machen etwas Unge-
sehenes, Unerhörtes, etwas völlig Neues 
nach Jahrtausenden abweichend tradier-
ter Menschheitsgeschichte.»

Schliesslich passiert mit unserem Geld 
genau wieder das, was an vielen, vielen 
anderen Stellen auch immer wieder ge-
schieht: Unbedachte Traditionsbrüche 
führen unweigerlich ins Chaos. Meine 
Lieblingsbeispiele hierzu:

Hier in der Nähe, im Bodensee, hatten 
die Pfahlbauten schon vor 6000 Jahren 
Satteldächer. Mehr noch: Praktisch alle 
Häuser haben seither Satteldächer, welt-
weit, seit Jahrtausenden. Dann aber, vor 
gut hundert Jahren, kam einer, der sagte: 
«Warum brauchen wir Satteldächer? Wir 

Fünfter Teil meines Hauptteiles: 
Wechselkursschwankungen als 
Hö� ichkeitsabstand
Viele Menschen wissen es nicht. Man muss Viele Menschen wissen es nicht. Man muss 
sich wohl schon speziell mit Geldtheorie 
beschäftigen, um es gehört zu haben: 
1971 ist ein ganz markantes Jahr in Ihrer 
und meiner Lebensgeschichte. Bis 1971 
gab es nämlich ansatzweise noch so et-
was wie echtes Geld. Weil nämlich diese 
Papierzettel, die wir mit uns herumtragen, 
Franken oder Dollar, bis dahin mindestens 
noch mittelbar an das Gold angebunden 
waren; an einen Sachwert also, an irgend-
etwas Greifbares. Am 15. August 1971 ist 
diese Bindung gefallen. Hier ist nicht die 
Zeit, das im Einzelnen auszuführen, jeden-
falls ist an diesem Tag unser Geld weltweit 
nur noch zu – bestenfalls – reinem Papier 
geworden. Spätestens seit dieser Zeit sind 
Wechselkursschwankungen aber ein ganz 
ernstes Problem zwischen den Völkern.

Wir haben es bei diesem reinen Papiergeld 
– wieder einmal – mit jener Art fehlver-
standener Progressivität zu tun, die uns 

merkt der Träger aber, dass er ganz rote 
Ohren und einen knallroten Nacken hat. 
Dann gehen alle Käppi-Träger hin und dre-
hen ihr modernes Mützchen um. Kurze 
Zeit später haben sie dann alle mitten auf 
der Stirn einen Halbkreis von der Sonne 
eingebrannt … Ist das nicht der Irrsinn, 
nüchtern betrachtet?

Zuletzt: Juristen überlegen sich über Jahr-
hunderte hinweg, dass Gewaltenteilung 
und Föderalismus gute Ideen sind. Und 
doch werden sie einfach mit den Worten 
abgescha� t: «Wofür brauchen wir Födera-
lismus? Es ist doch viel besser, wenn alles 
einheitlich zentralstaatlich gemacht wird!»

All dies ist eine Anmassung von Wissen 
und eine Anmassung von Können. Eine 
Unverschämtheit, eine wenig gedeihliche 
Aktion. Es ist schlicht vorausprogram-
miert, dass diese EU – Herr Schachtschnei-
der hat es ja gerade schon gesagt – tot 
sein wird, tot wie der Euro. Die Strukturen 
der Einheitswährung tragen ja faktisch alle 
schon diesen verbrannten Halbkreis auf 
der Stirn!

Seit dem Geldsystem von Bretton Woods 
aus dem Jahre 1944 war das Weltwäh-
rungssystem immer wieder geprägt da-
von, zu versuchen, die unterschiedlichen 
Währungen der einzelnen Staaten ge-
geneinander innerhalb gewisser Schwan-
kungsbreiten zu halten, das heisst ihre 
tektonischen Spannungen gegeneinan-

machen etwas ganz anderes, etwas Hoch-
modernes. Wir machen ein Flachdach! Das 
sieht doch auch viel cooler aus.» Doch 
wenn Sie sich auskennen, dann wissen 
Sie: Flachdach ist nur ein anderes Wort für 
«undichtes Dach». Wir rücken also ab von 
einer Tradition und tun so, als ob es reiner 
Zufall gewesen wäre, dass Menschen seit 
6000 Jahren immer wieder Satteldächer 
errichtet haben.

Ein anderes Beispiel: Seit 2000 Jahren gibt 
es Papier. Dann er� ndet ein Jugendlicher 
1981 in einer Garage den Personalcompu-
ter und kurz danach gibt es schon wieder 
massgebliche Leute, die allen Ernstes sa-
gen: «Wir machen jetzt das moderne, das 
papierlose Büro!» Jetzt muss nicht mehr 
die Bibliothek von Alexandria brennen, 
um Menschheitswissen auszulöschen. Es 
reicht schon eine neue Generation Spei-
chermedien. Hatte Moses die Gebote Got-
tes vielleicht auf einer Floppy-Disc gespei-
chert? Hat noch jemand ein Abspielgerät? 
Was für eine Hybris, was für eine Arroganz!

An Beispielen für derart traditionsverges-
senen Hochmut ist kein Mangel: Seit Jahr-
hunderten machen Menschen Hüte mit 
einer Krempe drumherum; dann kommt 
eines Tages auch hier der Modernisierer, 
der sagt: «Es ist doch Quatsch, dass man 
so viel Sto�  für die Krempe verschwendet. 
Ich nähe euch ein Käppi mit Mini-Krempe 
nur über den Augen. Das reicht doch, da 
blendet auch nichts.» Irgendwann einmal 
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eines mit auf euren Weg zu geben. Diese 
Währung funktioniert nicht, das klappt 
nicht, es wird in einem Desaster enden.»

Rometsch hat bei dieser Gelegenheit 
zu seiner persönlichen Vorstellung aus-
geführt, dass er sich seit 1964 mit Wäh-
rungsunionen beschäftigt hatte. Er war 
der erste, der zu diesem Thema überhaupt 
ein Buch geschrieben hat, eine Promoti-
on. Und er betonte, kein Anti-Europäer 
zu sein, weil er schon unter Walter Hall-
stein, dem ersten Präsidenten der EWG, in 
Brüssel gearbeitet hatte. Solcherart «poli-
tisch sauber» erklärte er dann zur Sache: tisch sauber» erklärte er dann zur Sache: 
Dieser Euro kann nicht funktionieren, weil Dieser Euro kann nicht funktionieren, weil 
er erstens Transferzahlungen erforderlich 
macht. Das aber würden die Völker ab-
sehbar nicht lange mitmachen. Alternativ 
zu Transferzahlungen kämen zwar zwei-
tens auch Lohnabsenkungen in Betracht. 
Auch die aber seien eine Illusion, weil die 
Gewerkschaften so etwas nicht mitma-
chen würden. Drittens wäre nötig, dass 
die Arbeitskräfte innerhalb Europas mobil 
würden, wovon nicht auszugehen wäre, 
da die Sprachbarrieren innerhalb Europas 
grösser seien als beispielsweise innerhalb 
der USA. Schliesslich, viertens, wäre der 
Euro nur überlebensfähig, wenn zwischen 
den Ländern (wieder) Einfuhrschranken 
errichtet würden, wenn also bestimmte 
Produkte nicht mehr über die Grenzen 
gebracht werden dürften, was aber para-
doxerweise mit dem ersten Ur-Gedanken 
der europäischen Friedensunion ganz un-

der aufzuhalten und immer wieder Deh-
nungsfugen einzubauen. Bis man dann 
in den Jahren 1992/1993 merkte, dass die 
Spannungen im System einfach zu gross 
wurden. Man erweiterte die vorgesehe-
nen Schwankungsbreiten von 3 Prozent 
auf 15 Prozent, weil es anders nicht ging. 
Doch statt in Demut das währungstechni-
sche Flachdach zu ersetzen, in Demut wie-
der einen Hut mit Krempe aufzuziehen, 
in Demut auch wieder etwas auf Papier 
zu schreiben, ging man daran und schuf 
einen Euro, eine Währung ohne jede Be-
wegungsspielräume. Man machte genau 
das Gegenteil dessen, was der Klugheit 
gemäss geboten war.

Da sind nun also die Mentalitätsfragen: 
Wollen wir eine Zentralbank à la Rom, oder 
wollen wir eine Zentralbank à la Frankfurt? 
Kon� ikte sind vorprogrammiert.

Es gibt in Düsseldorf einen klugen Herrn, 
Sieghardt Rometsch heisst er, der hat 1998 
bei der VEBA AG einen Vortrag gehalten. 
Dr. rer. oec. Sieghart Rometsch war Gesell-
schafter des Bankhauses HSBC Trinkaus 
& Burkhardt AG in Düsseldorf. Sieghardt 
Rometsch hat damals fast wortwörtlich 
gesagt: «Ich weiss, Ihr seid jetzt alle ‹Euro-, 
Europa- und EU-betrunken› und ich werde 
euch nicht mehr daran hindern können, 
den Euro einzuführen zum 1. Januar 1999; 
aber gestattet mir, Ihr Vorstände der VEBA 
AG, die Ihr viel Geld bewegt, euch jetzt, 
am Vorabend der Euro-Einführung, noch 

Deutschland gerollt. Alle möglichen Leute 
sind bemüht worden. Einer der grössten 
Experten für internationale Währungs-
fragen war damals Berti Vogts – Sie alle fragen war damals Berti Vogts – Sie alle 
kennen Berti Vogts, den berühmten deut-
schen Fussballer mit den kurzen Beinen, 
die Blutgrätsche. Er hat dem Publikum 
damals erklärt, der Euro sei ein «Steil-
pass» ins 21. Jahrhundert – tja, auf diese 
Art Steilpässe freuen wir uns doch immer, 
insbesondere in der Schweiz!

Angela Merkel wird, wie Sie vielleicht wis-
sen, mittlerweile von Demonstranten auf 
Plakaten mit montiertem Hitler-Bärtchen 
durch Athen getragen. Ich weiss nicht, ob 
diese Bilder in der Schweiz publiziert wer-
den. In Deutschland wird das überall ge-
zeigt. Es ist für mich ein erwartbares Sym-
ptom für die empfundene Übergriffi  gkeit 
in Griechenland. Und es ist natürlich kein 

vereinbar wäre, mit dem Gedanken des 
Binnenhandels nämlich.

Es gab und gibt demnach ein unglaublich Es gab und gibt demnach ein unglaublich 
blasiertes Unwissen bei diesen massgebli-
chen europäischen Akteuren. Jean-Claude 
Juncker hat beispielsweise am Vorabend 
der Euro-Einführung gesagt, künftige 
Transferzahlungen in der Währungsuni-
on seien so wahrscheinlich wie Hungers-
nöte in Bayern. Das war seine Prognose 
für den Euro! Was für ein winziges Wäh-
rungswissen. Als ich mit meiner Sekretärin 
gestern auf dem Weg zu Ihnen in Zürich 
bei Sprüngli sass, da habe ich übrigens 
ein «Luxemburgerli» gegessen, und ich 
wusste gar nicht, wieso ich in diesem Au-
genblick ausgerechnet an Jean-Claude 
Juncker denken musste.
Es ist seinerzeit vor der Euro-Einführung 
eine gigantische Propagandawelle über 
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Wir Menschen haben an vielen, vielen 
Stellen inzwischen die wissenschaftliche 
Erkenntnis gewonnen, dass Vielheit das 
Überleben dort garantiert, wo eine Ver-
einheitlichung genau das Gegenteil be-
wirkt. Herr Schachtschneider hat insoweit 
die sogenannte «Diversi� zierung» gerade 
völlig mit Recht angesprochen. Wir haben 
Kartellämter, die Monopole verhindern. 
Wir wissen, dass Monokulturen beson-
ders anfällig sind gegen Schädlinge. Förs-
ter werden durch Wälder geschickt, um 
sicherzustellen, dass der Mischwald ein 
Mischwald bleibt. Wir haben einen Ener-
giemix, um nicht von irgendeinem einzel-
nen Energieträger abhängig zu werden. 
Überall Vielheit, und dann dennoch – die 
eine, die tragische, traurige Euro-Wäh-
rung. Das ist ein intellektuelles Desaster.

Politik ohne Opposition ist Diktatur. Denn 
was sein Gegenteil nicht hat, das verliert 
die Balance. Und niemand, meine Damen 
und Herren, weiss besser als ich, 48 Jahre 
alt, in Deutschland geboren, mein ganzes 
Leben geprägt, ebenso wie meine Familie, 
von der Geschichte meines Landes und 
davon, dass gewisse Dinge nicht wieder 
passieren dürfen. Wir wissen: Gleichschal-
tung ist völlig unerträglich! Deswegen 
macht es mich mürbe und treibt mich 
an, wenn Gleichschaltung plötzlich einen 
anderen Namen bekommt und «Alterna-
tivlosigkeit» genannt wird. Wer nämlich 
könnte historisch mehr dazu aufgerufen 
sein, etwas gegen diese sogenannte Al-

gutes Zeichen. Es macht die Menschen 
aggressiv, und das muss uns nachdenklich 
machen. Erinnern Sie sich? Keiner meint 
es böse. Und trotzdem fallen jetzt die ers-
ten im europäischen Währungs-Polo-Club 
vom Balkon!

Sechster Teil meines Hauptteiles:
Die Gefahren aus der vereinheit-
lichten Distanzlosigkeit
Ich behaupte, diese Art von Vereinheit-
lichung ist lebensfeindlich und lebens-
gefährlich. Denn wenn alle dasselbe ma-
chen, dann droht Gefahr.

Ich weiss nicht, wieso mich diese Ge-
schichten immer aus Südamerika errei-
chen, aber die Geschichte von einem 
brasilianischen Aus� ugsdampfer ist sehr 
eindrücklich. Der Aus� ugsdampfer fuhr 
herum und kam schliesslich an einem 
Strand vorbei, der als Nacktbadestrand 
genutzt wurde. Weil das Schi�  recht nahe 
an der Küste entlangfuhr, entwickelten 
plötzlich alle Menschen auf dem Damp-
fer das Bedürfnis, auf dieselbe Seite des 
Schi� es zu gehen, von der aus man die-
sen Nacktbadestrand betrachten konnte. 
Obwohl kluge Leute auf dem Schi�  im-
mer wieder Durchsagen machen – «Lasst 
das! Wir werden kentern!» –, bleiben sie 
trotzdem stehen – und natürlich kentert 
das Schi� . Genau das passiert, wenn alle 
dasselbe machen und wenn dadurch die 
Balance verloren geht.

aufzuzwingen, verliert über Generationen 
hinweg das Recht, laut und vernehmlich 
die eigene Nationalhymne zu singen. Sin-
gen Sie Ihre laut, vernehmlich und stolz 
und geniessen Sie es, unabhängig zu sein. 
Gott schütze die Schweiz!

ternativlosigkeit zu sagen als gerade ich 
als Deutscher? Deswegen stehe ich hier, 
und deshalb stehe ich hier, um genau das 
zu sagen.

William Haig, der britische Aussenminis-
ter, auf den ich mich berufen möchte, 
sagt inzwischen, Zitat: «Es war Wahnsinn, 
dieses Euro-System zu scha� en. Jahrhun-
dertelang wird darüber noch geschrieben 
werden als Beispiel für ein Monument des 
kollektiven Wahnsinns.»

Ich komme zu meinen 
Schlussbemerkungen:
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie:

Bleiben Sie stolze und standfeste Schweizer!

Bleiben Sie unabhängige Schweizer. Wer 
die Unabhängigkeit und die Neutralität 
der Schweiz verteidigt, der verteidigt nicht 
nur die Schweiz, sondern er verteidigt die 
Freiheit in ganz Europa, weil es nämlich 
dann innerhalb Europas eine Alternative 
gibt, die das Lebenselixier für Freiheit und 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auf 
unserem winzigen Kontinent sein muss, 
die es sein soll und die es bitte bleiben 
soll. Verteidigen Sie das!

Abseits zu stehen dort ist nicht ungehörig 
und keine Unhö� ichkeit, sondern abseits 
zu stehen ist die Voraussetzung für ein 
friedliches Miteinander. Denn ein Volk, 
das sich anmasst, anderen seinen Willen 
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Die AUNS:
•  informiert ihre Mitglieder und die Öff ent-

lichkeit über die Herausforderungen in 
der Aussenpolitik;

•  setzt sich ein für die Eigenständigkeit, 
die Neutralität und die Sicherheit der 
Schweiz;

•  kämpft für die direkte Demokratie und 
fordert den Ausbau der politischen Mit-
sprache der Schweizer und Schweizerin-
nen;

•  wehrt sich gegen ausländische Erpres-
sung und fremde Richter;

•  fordert politische Vielfalt in Europa als Vo-
raussetzung für Wohlstand und Freiheit;

•  ergreift zur Durchsetzung ihrer Ziele Re-
ferenden und Volksinitiativen.

Eine überparteiliche Bewegung braucht 
Sie.

✂✂

Werden Sie Mitglied bei der überparteilichen 
Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS)

❑ Mitglied (❑ Ehepaar), ❑ Gönner oder ❑ Sympathisant.
Jahresbeiträge: Mitglieder 35 Fr. (Ehepaare 50 Fr.), Gönner 100 Fr., Sympathisanten nach freiem Ermessen

❑ Senden Sie mir ausführliche Informationen über die AUNS. 

Name/Vorname

Adresse

PLZ/Ort

Datum/Unterschrift

Einsenden an:
AUNS, Postfach 669, 3000 Bern 31, Tel. 031 356 27 27
info@auns.ch, www.auns.ch, Postkonto: 30-10011-5

Aktion für eine unabhängige
und neutrale Schweiz

Freiheit gibt es nur, solange wir 
Bürger uns für die Freiheit einsetzen. 


